


























Nr. 310 
Anhörung der Ortschaftsräte zur Veranschlagung der Haushaltsmittel 
 

Im März dieses Jahres erreichten uns Hinweise, dass zwischen den Gemeinden und den kommunalen 

Aufsichtbehörden Unstimmigkeiten wegen der Reichweite des Anhörungsrechtes der Ortschaftsräte 

nach § 87 Abs. 1 Satz 3 GO LSA bei der Veranschlagung der Haushaltsmittel für die die Ortschaft 

betreffenden Angelegenheiten (§ 87 Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 GO LSA) bestehen. 

 

Die Landesgeschäftsstelle hat sich daraufhin mit Schreiben vom 10.03.2010 an das MI LSA gewandt 

und ihre Rechtsauffassung, wie folgt dargelegt:  

 
„…Formalien des Anhörungsrechtes 

Da die Gemeindeordnung keine Formalien zur Ausgestaltung der Anhörung enthält, gehen wir davon aus, 

dass sie sowohl schriftlich als auch mündlich erfolgen kann. Um den Ortschaften die Möglichkeit einzu-

räumen, sich zu äußern, sollte natürlich berücksichtigt werden, dass im Falle der schriftlichen Anhörung 

eine ausreichend lange Frist zur Rückäußerung eingeräumt wird. Zu beachten sind dabei insbesondere die 

Formalien für die Einberufung der Ortschaftsräte, weil diesen zumindest die Möglichkeit eröffnet sein 

sollte, sich in einer ordentlich einberufenen Sitzung zu den Planansätzen zu beraten. Offen ist, zu wel-

chem Zeitpunkt die Anhörung erfolgen sollte. Da es möglich sein sollte, die Auffassung der Ortschaftsräte 

ggf. noch bei der Haushaltsplanung zu berücksichtigen, wäre die Durchführung einer Anhörung vor Ab-

schluss der Planungsarbeiten durch die Verwaltung empfehlenswert.  

 

Materiell-rechtliche Anforderungen des Anhörungsrechtes 

Über die veranschlagten Haushaltsmittel für die die Ortschaft betreffenden Angelegenheiten ist gem. § 87 

Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 GO LSA eine Anhörung durchzuführen. Eine beispielhafte Aufzählung örtlicher An-

gelegenheiten findet sich in § 87 Abs. 1 Satz 4 GO LSA. Darüber hinaus können solche Angelegenheiten 

auch in den Gebietsänderungsvereinbarungen fixiert sein. Im Übrigen wäre im Einzelfall zu beurteilen, ob 

es sich um eine örtliche Angelegenheit handelt. Immer wenn aus derartigen Angelegenheiten Ausgabe-

verpflichtungen erwachsen, dürfte auch das Anhörungsrecht im Rahmen der Haushaltsberatung entstehen.  

 

Hierbei nun treten die oben angesprochenen Probleme auf, weil Unklarheit darüber besteht, wie diese An-

hörung wirtschaftlich praktikabel sicher zu stellen ist. Im Verwaltungshaushalt (adäquat auch im Ergeb-

nis- bzw. Finanzplan) erfolgt zulässiger Weise eine zusammengefasste Darstellung der Planansätze, d.h. 

eine Differenzierung der die einzelnen Ortschaften betreffenden Planansatzanteile findet nicht statt. Hin-

sichtlich der investiven Maßnahmen ist im Vermögenshaushalt bzw. im Finanzplan eine Einzelveran-

schlagung rechtlich angeordnet, so dass sich hier die nachfolgend dargestellten Probleme nicht ergeben.  

 

Für die im Verwaltungshaushalt zu veranschlagenden Planansätze lässt sich aus dem Haushaltsplan heraus 

nicht mehr nachvollziehen, welcher Anteil an diesem Ansatz den einzelnen Ortschaften zuzurechnen ist. 

Es stellt sich daher die Frage, ob für eine Anhörung, die den Ortschaften zuzurechnenden Anteile immer 

dargestellt werden müssen. Nach uns vorliegenden Informationen bejahen einige Kommunalaufsichtsbe-

hörden diese Frage. Im Ergebnis würde das zu einem sehr hohen, nicht in jedem Fall zu rechtfertigenden 

Verwaltungsaufwand führen, so dass wir hier auf erleichternde Hinweise zur Klarstellung hoffen. Nach-

folgend wollen wir Ihnen kurz unsere Auffassung schildern.  

 

Im Zuge der Haushaltsplanung haben die Ortschaftsräte die Gelegenheit, in den Fachämtern ihre Vorstel-

lungen einzubringen und den damit verbundenen Ausgabebedarf zu identifizieren.  

Soweit der so ermittelte Ausgabebedarf unverändert in die Haushaltsplanung eingeht, dürfte eine differen-

zierte Darstellung der Ausgabeansätze im Rahmen der Anhörung entbehrlich sein. In diesen Fällen sollte 

es ausreichen, wenn den Ortschaftsräten die Auskunft erteilt wird, dass die gewünschten Ausgabeansätze 

unverändert in die Haushaltsplanung eingeflossen sind.  

 

Das gleiche dürfte für die Haushaltsansätze gelten, bei denen dem Gemeinderat ein Spielraum auf Grund 

besonderer Vereinbarungen in den Gebietsänderungsverträgen entzogen ist.  
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Somit dürfte eine inhaltlich differenzierte Darstellung der auf die einzelnen Ortschaften entfallenden Aus-

gabeansätze nur dort in Betracht kommen, wo auf Grund von Sparzwängen oder anderweitiger Gründe die 

Vorstellungen der Ortschaftsräte nicht oder nicht vollständig umsetzbar sind. Nur dann ist nach unserer 

Einschätzung darzulegen, welche Ausgabeanteile auf die einzelnen Ortschaften entfallen würden und wel-

che Gründe für die Kürzung der Planvorstellungen vorliegen. …“  
 

Da eine Verletzung des Anhörungsrechtes unter Umständen zu einer Beanstandung der Haushalts-

sanktionen führen kann, wurde das MI LSA aufgefordert, seine diesbezügliche Rechtsauffassung in 

einem Hinweisschreiben darzulegen.  

 

Mit Schreiben vom 01.06.2010 ist das MI LSA dieser Aufforderung nachgekommen und legt in sei-

nem Schreiben dar: 

 

„Gemäß § 87 Abs. 1 Satz 3 GO LSA ist der Ortschaftsrat zu wichtigen Angelegenheiten, die die 

Ortschaft betreffen, zu hören. Zu den wichtigen Angelegenheiten gehören nach § 87 Abs. 1 Satz 

4 Nr. 1 GO LSA die Veranschlagung der Haushaltsmittel für die die Ortschaft betreffenden An-

gelegenheiten. 

 

Dieser gesetzlichen Anhörungsvorgabe wird die Einheitsgemeinde sowohl gerecht, wenn sie im 

Zuge der Haushaltsplanung den Ortschaftsräten die Möglichkeit einräumt, ihre Vorstellungen 

für die Veranschlagung an Haushaltsmitteln für die ihre Ortschaft betreffenden Angelegenhei-

ten mitzuteilen, als auch wenn die Gemeinde den Ortschaftsräten die im Haushaltsplanentwurf 

bereits veranschlagten Mittel zur Stellungnahme übersendet.  

 

Können bestimmte Vorstellungen der Ortschaftsräte im Haushaltsplan nicht oder nicht wie ge-

wünscht veranschlagt werden, wird die Empfehlung ausgesprochen, dem Ortschaftsrat schon 

aufgrund der allgemeinen Gepflogenheiten in Verfahren zwischen verschiedenen Verantwor-

tungsträgern eine entsprechend begründete Mitteilung zukommen zu lassen.“  

 

 

Damit schließt sich das MI LSA der von uns vorgetragenen Rechtsauffassung an.  

 

Zu begrüßen ist ausdrücklich der Hinweis, dass der gesetzlichen Anhörungsvorgabe schon genügt 

wird, wenn die Einheitsgemeinde im Zuge der Haushaltsplanung den Ortschaftsräten die Möglichkeit 

einräumt, ihre Vorstellungen für die Veranschlagung von Haushaltsmitteln für die ihre Ortschaft be-

treffenden Angelegenheiten mitzuteilen. Allerdings ist in diesem Zusammenhang auf einen weiteren 

Hinweis im Schreiben des SGSA nochmals aufmerksam zu machen. Wenn bestimmte Vorstellungen 

der Ortschaftsräte nicht wie gewünscht veranschlagt werden können, sollte die Einheitsgemeinde 

dem Ortschaftsrat eine entsprechend begründete Mitteilung zukommen lassen.  

 

Um Kenntnisnahme und entsprechende Berücksichtigung wird gebeten. 

 

KNSA 310/2010 vom 05.07.2010 pa-ri 

 

 

 



SGSA
Ref. 3

38. Haushalts- und Finanzausschuss - TOP 3.4 (Tischvorlage)
Entwicklung der Investitionspauschale bei Berücksichtigung struktureller SoBEZ 

Jahr SoBEZ teilungs-
bedingte Lasten

(§ 11 Abs. 3 FAG 
Bund) in Mio. 

Euro1 

Änderung 
gegenüber 

Vorjahr 
in Mio. Euro 

Beteiligung 
Kommunen 

in Euro2

Höhe der 
Investitions-
pauschale 3

Änderung 
gegenüber

Vorjahr 
in Euro 

Änderung 
gegenüber

Vorjahr 
in %

2005 1.657
2006 1.649 -8
2007 1.633 -16
2008 1.609 -24 206.552.063
2009 1.496 -113 189.000.000 -17.552.063 -8,49764594

2010 1.376 -120 26.760.000 153.240.000 -35.760.000 -18,9206349
2011 1.263 -113 25.199.000 128.041.000 -25.199.000 -16,4441399
2012 1.142 -121 26.983.000 101.058.000 -26.983.000 -21,0737186
2013 1.030 -112 24.976.000 76.082.000 -24.976.000 -24,7145204
2014 909 -121 26.983.000 49.099.000 -26.983.000 -35,4656818
2015 796 -113 25.199.000 23.900.000 -25.199.000 -51,3228375
2016 676 -120 26.760.000 -2.860.000
2017 563 -113 25.199.000 -28.059.000
2018 442 -121 26.983.000 -55.042.000
2019 330 -112 24.976.000 -80.018.000
2020 0 -330 73.590.000 -153.608.000

1 Quelle: MF LSA - MiPLA 2009-2013
2 Anhand der letzten gültigen Verbundquote in 2009 i.H.v. 22.3 v.H. 
3 Ausgangswert sind 180 Mio. Euro lt. Referentenentwurf FAG April 2009. 

FAG-Strukturreform 

völlige Abschaffung der 
Investitionspauschale 

21.09.2010
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Künftige Altersrenten in Deutschland: 
Relative Stabilität im Westen, starker 
Rückgang im Osten

Die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt in den 
letzten Jahrzehnten und die jüngsten Rentenrefor-
men werden sich erheblich auf die Rentenansprü-
che künftiger Rentnergenerationen auswirken. 
Dies zeigt eine aktuelle Studie des DIW Berlin im 
Auftrag der Deutschen Rentenversicherung. Wäh-
rend die Entwicklung in Westdeutschland auch 
künftig durch ein relativ stabiles durchschnittli-
ches Rentenniveau der Männer und einen Anstieg 
der Rentenanwartschaften bei den Frauen gekenn-
zeichnet ist, muss in Ostdeutschland sowohl bei 
den Frauen als auch bei den Männern mit einem 
deutlichen Rückgang der durchschnittlichen Ren-
tenansprüche der jüngeren Geburtskohorten ge-
genüber dem bisherigen Rentenniveau gerechnet 
werden. Dies ist vor allem auf die hohe Arbeitslo-
sigkeit nach der Wende und damit einhergehende 
unvollständige Erwerbsbiografien sowie auf gerin-
ge Löhne im Osten zurückzuführen. 

In geringerem Umfang wirken sich auch die Refor-
men zur Stabilisierung der Finanzierung der Ge-
setzlichen Rentenversicherung aus. Schreibt man 
diese Entwicklungen fort, so sinkt der durchschnitt-
liche Rentenzahlbetrag der jüngeren ostdeutschen 
Geburtskohorten unter das durchschnittliche Ni-
veau der Grundsicherung im Alter. Sollte sich der 
Arbeitsmarkt indes günstiger als hier in einem 
Basisszenario angenommen entwickeln, wird die-
ser negative Trend zwar nicht aufgehoben, aber 
deutlich abgeschwächt.

Die Arbeitsmarktentwicklung in Deutschland 
ist seit Jahrzehnten zum einen durch eine zu-
nehmende Flexibilisierung der Beschäftigung 
gekennzeichnet. Dafür steht die zunehmende 
Verbreitung von Teilzeitarbeit und geringfügiger 
Beschäftigungsverhältnisse. Zum anderen zeigt 
sich ein hohes Maß an Unterbeschäftigung, die in 
den letzten Jahren nur wenig zurückgegangen ist. 
Insbesondere in Ostdeutschland sind die Lang-
zeitarbeitslosigkeit und der häufige Wechsel von 
der Beschäftigung in die Arbeitslosigkeit und von 
dort wieder in die Erwerbstätigkeit oder in arbeits-
marktpolitische Maßnahmen seit der Wiederver-
einigung stark ausgeprägt gewesen. Mit Blick auf 
die Rentenansprüche sind davon besonders jene 
Alterskohorten betroffen, die erst in den kom-
menden Jahren in den Ruhestand wechseln wer-
den. In den alten Bundesländern war dagegen die 
Entwicklung deutlich günstiger. Zwar wirkt sich 
auch hier der Trend zur Teilzeitarbeit aus, doch 
ist die Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnisse auf lange Sicht – ab-
gesehen von konjunkturellen Schwankungen – 
recht stabil geblieben. 

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit und die Zunah-
me unterbrochener Erwerbsbiografien schlagen 
unmittelbar auf das deutsche lohnzentrierte Sys-
tem der Alterssicherung durch. Beitragsausfälle 
und geringere Beitragsbemessungsgrundlagen 
wirken sich negativ auf die Finanzierung des 
Rentensystems und die Einkommenssicherung 
im Alter aus. 

Sozialexperten befürchten deswegen, dass diese 
Arbeitsmarktentwicklungen in Verbindung mit der 
bereits beschlossenen langfristigen Senkung des 
Rentenniveaus zu einer Zunahme der Altersarmut 
und steigenden Sozialtransfers führen könnten.1 

1	 Vgl. zum Beispiel Rische, H.: Auswirkungen von Veränderungen in 
der Arbeitswelt auf die Alterssicherung. In: Schmähl, W., Rische, H. 

Johannes Geyer 
jgeyer@diw.de 

Viktor Steiner 
vsteiner@diw.de
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Das Gespräch führte 
Erich Wittenberg.
Das vollständige 
Interview zum Anhören  
finden Sie auf  
www.diw.de/interview

Herr Geyer, Sie haben die Entwicklung der 
Altersrenten in Deutschland untersucht. Wird 
es bei den Renten in Zukunft Einbußen geben?
Es gibt Gruppen, die in Zukunft wahrscheinlich 
Verluste in der Rente erleiden werden, aber auch 
Gruppen, die stabile Renten zu erwarten haben, 
und sogar Gruppen, bei denen die Rente steigt.

Wer wird Verluste erleiden, und wo wird die 
Altersrente stabil bleiben?
Vor allem in Ostdeutschland ist mit sinkenden 
Renten zu rechnen. In Gesamtdeutschland wird 
es in Zukunft vor allem für gering Qualifizierte 
sehr viel schwieriger, das bisherige Rentenniveau 
zu erreichen. Die einzige Gruppe, die ihre Rente 
auf einem niedrigen Niveau ausbauen kann, sind 
westdeutsche Frauen.

Wo liegen dafür die Ursachen?
Die Ursachen liegen vor allem 
in der steigenden Arbeits
losigkeit und der schlechten 
Arbeitsmark tentwicklung 
in Ostdeutschland, die wir 
für unsere Berechnung als 
Grundlage genommen haben. 
Diese schlechte Ausgangssituation schlägt sich 
heute schon in den Erwerbsbiografien nieder. 
Da die Rente eine Bilanz des gesamten Erwerbs
lebens darstellt, sind jetzt 20 Jahre vergangen, 
in denen sich die schlechte Arbeitsmarktsitua-
tion in unterdurchschnittlichen Rentenansprü-
chen niederschlägt.

Warum ist die Situation bei Frauen in West-
deutschland besser?
Wir beobachten hier eine Zunahme der Erwerbs-
beteiligung, wenn auch auf niedrigem Niveau. 
Insbesondere die Teilzeitbeschäftigung hat zu-
genommen. Damit sammelt man natürlich auch 
unterdurchschnittliche Rentenansprüche. Den-
noch ist das eine relative Verbesserung zu frü-
heren Zeiten, als Frauen vielfach nicht erwerbs-
tätig waren.

Wie hoch werden die zu erwartenden Renten-
einbußen ausfallen?
Die älteren ostdeutschen Jahrgänge können 
heute im Mittel noch 900 bis 1 000 Euro Ren-

te erwarten. Für die 
jüngeren Jahrgänge, 
die zwischen 1962 und 1971 geboren wurden, 
erwarten wir Renten, die mit rund 600 Euro 
im Bereich der Grundsicherung liegen. Bei den 
Frauen steigen die Renten bis zu den Jahrgän-
gen 1947–1951 an. Bei den darauf folgenden 
Jahrgängen fallen die Renten von einem Niveau 
von rund 800 Euro bis unter 500 Euro bei den 
jüngsten Jahrgängen.

Wie werden sich die Altersrenten in Zu-
kunft entwickeln, wenn sich die Situation am 
Arbeitsmarkt verbessert?
In einem Alternativszenario haben wir eine 
günstigere Entwicklung des Arbeitsmarktes an-
genommen. Eine solche Entwicklung hätte enor-
me Auswirkung auf die zu erwartenden Renten. 
Allerdings kann das den negativen Trend nicht 

stoppen. Bei den Männern 
der jüngeren Jahrgänge 
steigen die durchschnittlich 
zu erwartenden Renten un-
ter dieser positiven Grund-
annahme von 600 auf 700 
Euro. Bei den Frauen sind es 

700 Euro im zweitjüngsten und knapp 600 Euro 
im jüngsten Jahrgang. Wir sprechen hier über 
die Menschen, die nach 2020 in Rente gehen. 
Bis dahin sind es zwar noch mehr als zehn Jahre, 
es ist aber sehr schwer, die bisherigen Einbußen 
in dieser Zeit wieder wettzumachen.

Welche Auswirkungen haben die Rentenrefor-
men der letzten Jahre?
Die Auswirkungen der Rentenreformen werden 
sich erst in der Zukunft richtig bemerkbar ma-
chen, weil sie dafür sorgen, dass die Rente im 
Verhältnis zu den Löhnen in geringerem Maße 
wächst. Dieser Effekt macht für die jüngsten 
Jahrgänge, die wir beobachtet haben, bereits 
14 Prozent aus. Eine gegenläufige Maßnahme 
war die Verlängerung der Lebensarbeitszeit, 
also die Rente mit 67. Damit kann man diese 
Rentenabsenkung zwar etwas kompensieren, 
wir kommen für diese Gruppe aber noch immer 
auf eine Nettoeinbuße von rund zehn Prozent.

Sieben Fragen an Johannes Geyer

„Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland  
sorgt für sinkende Altersrenten“

»
Auch eine bessere 

Arbeitsmarktsituation 
kann den negativen 
Trend nicht stoppen.

«

Johannes Geyer, 
Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in der 
Abteilung Staat  
am DIW Berlin
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Zuletzt hat die von der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund und dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales in Auftrag gegebene Studie 

(Hrsg.): Wandel der Arbeitswelt – Folgerungen für die Sozialpolitik. 
Baden-Baden 1999, 169–188; Faik, J., Roth, M., Ruland, F.: Nicht
normalarbeitsverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt und die Biografien 
Rentenversicherter. In: Becker, I. et al.: Soziale Sicherung in einer dyna-
mischen Gesellschaft. Frankfurt am Main/New York 2001, 503–542; 
Himmelreicher, R., Frommert, D.: Gibt es Hinweise auf zunehmende 
Ungleichheit der Alterseinkünfte und zunehmende Altersarmut? Vier-
teljahrshefte zur Wirtschaftsforschung 1/2006, DIW Berlin, 108–130. 

Altersvorsorge in Deutschland (AVID 2005) auf 
diese Zusammenhänge hingewiesen.2

2	 Zur AVID 2005 vgl. zum Beispiel Frommert, D., Ohsmann, S.,  
Rehfeld, U.: Altersvorsorge in Deutschland 2005 (AVID 2005) –  
Die neue Studie im Überblick. Deutsche Rentenversicherung 63(1), 
2008, 1–19; Nürnberger, I.: Was bekommen künftige Renter. Neue 
AVID-Studie liefert wichtige Trendaussagen. Soziale Sicherheit 
12/2007, 405–416. Kritisch zur AVID-Studie Hauser, R: Altersarmut 
unterschätzt. Kritik an der Methode der aktuellen Studie AVID 2005. 
Soziale Sicherheit 12/2007, 416–419.

Die Fortschreibung der Erwerbsbiografien über den Le-
benszyklus und die Berechnung individueller Rentenan-
sprüche bei Renteneintritt basiert auf einem Mikrosimu-
lationsmodell und einem integrierten Mikrodatensatz, 
der die Daten des Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) des 
DIW Berlin und des Scientific-Use-File der Versicherungs-
stichprobe 2005 (SUFVSKT2005) der Deutschen Ren-
tenversicherung mittels der Methode des statistischen 
Matching zusammenführt. 

Dadurch können Informationen zu den in den Rentenver-
sicherungsdaten im Basisjahr 2005 erfassten Rentenan-
wartschaften in das SOEP integriert (imputiert) werden. 
In die Analyse einbezogen werden die Geburtskohorten 
1937 bis 1971. Im Basisjahr der Simulation ist die älteste 
Kohorte schon in Rente und die jüngste gerade 34 Jah-
re alt. Dabei nehmen wir an, dass zu diesem Alter die 
Ausbildung abgeschlossen ist. Außerdem benötigen wir 
einige Beobachtungen zum Erwerbsverlauf, um Kohor-
teneffekte schätzen zu können. Die Simulation selbst 
beschränkt sich auf die Fortschreibung des zukünftigen 
individuellen Erwerbsverlaufs, der Erwerbseinkommen 
und der Rentenansprüche. Ereignisse wie Heirat, Ge-
burt eines Kindes oder Tod werden durch die Methode 
der statischen Alterung abgebildet. Statistische Alte-
rung bedeutet, dass anhand einer Bevölkerungs- und 
Haushaltsfortschreibung die Gewichtungsfaktoren der 
Beobachtungen entsprechend der demografischen Ent-
wicklung angepasst werden.

Von zentraler Bedeutung für die Simulation der künf-
tigen Erwerbsbiografien und individuellen Rentenan-
sprüche ist die Identifikation von Kohorteneffekten in 
den Erwerbsbiografien. Individuelle Lohnunterschiede in 
einem bestimmten Kalenderjahr können sowohl auf das 
Alter als auch auf die Geburtskohorte zurückzuführen 
sein. Da Geburtskohorte, Alter und Kalenderjahr vonein-
ander linear abhängig sind, können die Parameter dieser 
drei Variablen ohne weitere Annahmen nicht getrennt 
geschätzt (identifiziert) werden. Wir folgen hier dem 
Ansatz von Deaton und Paxson und nehmen an, dass 

Periodeneffekte als zyklische Abweichungen von einem 
Trend (Konjunktureffekte) modelliert werden können, 
die sich im Durchschnitt über die Zeit ausgleichen. Dies 
impliziert, dass ein Trend in den Daten den Kohorten-
effekten zugeordnet wird. 

Im hier verwendeten Mikrosimulationsmodell werden 
unter Berücksichtigung der geschätzten Kohortenef-
fekte die Erwerbsbiografien ab dem im Basisjahr 2005 
erreichten Lebensalter einer bestimmten Person bis zum 
erwarteten individuellen Renteneintrittsalter fortge-
schrieben. Die Erwerbsbiografien werden differenziert 
nach Vollzeit- und (bei den Frauen) Teilzeitbeschäfti-
gung sowie Arbeitslosigkeit und (bei den Frauen) Nicht-
erwerbstätigkeitszeiten. Das Rentenzugangsalter wird 
auf Basis von Daten der Rentenzugangsstatistik 2006 
geschätzt. 

Auf Basis der simulierten Erwerbsbiografien und indivi-
duellen Löhne, die wiederum von den fortgeschriebenen 
Erwerbsbiografien abhängen, werden unter Berücksich-
tigung der Rentenformel die individuellen Entgeltpunkte 
im Lebensverlauf simuliert. Eine Anpassung der Regeln 
zur Berechnung der Renten in Ost- und Westdeutschland 
wird nicht simuliert. Bei der Berechnung der individuel-
len Renten werden die entsprechend dem erwarteten 
individuellen Rentenzugangsalter anfallenden Renten-
abschläge berücksichtigt. Das Modell bildet in einfacher 
Form die Effekte der Heraufsetzung des gesetzlichen 
Rentenalters ab. Die Niveauabsenkung durch den Nach-
haltigkeitsfaktor wird separat simuliert und bei der Fort-
schreibung des aktuellen Rentenwerts berücksichtigt. 
Das Ergebnis dieser Anpassungen ist dann die Brutto-
rente beziehungsweise – nach Abzug des Eigenanteils 
zur GKV und des Beitrags zur Pflegeversicherung – der 
Rentenzahlbetrag.1

1	 Für eine detaillierte Darstellung der Datengrundlagen und 
Methode vgl. Geyer, J., Steiner, V.: Erwerbsbiografien und Altersein-
kommen im demografischen Wandel – eine Mikrosimulationsstudie 
für Deutschland. Politikberatung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin.

So haben wir gerechnet: Fortschreibung der Erwerbsbiografien und  
Simulation der zukünftigen Rentenansprüche 
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Erwerbsunterbrechungen und Arbeitslosigkeit be-
einflussen die Rentenansprüche zum einen direkt 
über die Rentenversicherungszeiten. Sie haben 
indes auch langfristige Effekte auf die Entwick-
lung der Erwerbseinkommen im Lebenszyklus.3 
Empirisch zeigt sich beispielsweise, dass in Ost-
deutschland generell und bei den Männern auch 
in Westdeutschland jüngere Geburtskohorten zu 
einem bestimmten Alter deutlich weniger Jahre 
in einer Vollzeitbeschäftigung verbracht haben 
und wesentlich länger arbeitslos waren als ältere 
Geburtskohorten.4 Hinzu kommt ein längerer Ver-
bleib im Ausbildungssystem. Diese sogenannten 
Kohorteneffekte können beispielsweise für Ost-
deutschland damit erklärt werden, dass sich die 
Beschäftigungsmöglichkeiten nach der Wiederver-
einigung abhängig vom Alter sehr unterschiedlich 
entwickelt haben. So hatte die Wiedervereinigung 
ganz andere Folgen für Menschen, die gerade am 
Beginn ihres Berufslebens standen als für diejeni-
gen, die bereits einen Großteil ihres Berufslebens 
in der DDR hinter sich hatten. 

Diese Kohorteneffekte haben wir in der hier vor-
gestellten Studie empirisch geschätzt und für 
die Fortschreibung künftiger Erwerbsbiografien 
genutzt. Als Datenbasis dafür diente das Sozio-
oekonomische Panel (SOEP) des DIW Berlin, 
ergänzt um Daten der Deutschen Rentenversi-
cherung zu den bis zum Basisjahr 2005 geklärten 
Versicherungskonten (Kasten). Auf Grundlage 
der berechneten kumulierten Erwerbs- und Ar-
beitslosigkeitszeiten im Basisjahr und unter Be-
rücksichtigung der geschätzten Kohorteneffekte 
wurden dabei die kumulierten Erwerbszeiten und 
die versicherungsrelevanten Nichterwerbszeiten 
bis zum erwarteten individuellen Renteneintritt 
fortgeschrieben. In Verbindung mit geschätzten 
Lohnprofilen konnten wir daraus die resultieren-
den individuellen Rentenansprüche ableiten.

Ungünstige Arbeitsmarktentwicklung bei 
den jüngeren Geburtskohorten vor allem  
in Ostdeutschland

Die in Tabelle 1 ausgewiesenen simulierten 
Erwerbsbiografien bis zum individuellen Ren-

3	 Vgl. Licht, G. Steiner, V.: Individuelle Einkommensdynamik und 
Humankapitaleffekte von Erwerbsunterbrechungen; Jahrbücher für 
Nationalökonomie und Statistik, 209/3–4, 1992, 242–265; Beblo, M., 
Wolf, E.: Die Folgekosten von Erwerbsunterbrechungen. Vierteljahrs-
hefte zur Wirtschaftsforschung, 1/2002, DIW Berlin, 83–94;  
Wunder, C.: Arbeitslosigkeit und Alterssicherung – der Einfluss 
früherer Arbeitslosigkeit auf die Höhe der gesetzlichen Altersrente, 
Zeitschrift für Arbeitsmarktforschung 4/2005, 2005, 493–509.
4	 Der vorliegende Beitrag fasst die wichtigsten Ergebnisse einer vom 
Forschungsnetzwerk Alterssicherung (FNA) der Deutschen Renten-
versicherung finanziell geförderten Studie zusammen, vgl. Geyer, J., 
Steiner, V: Erwerbsbiografien und Alterseinkommen im demografischen 
Wandel – eine Mikrosimulationsstudie für Deutschland. Politikberatung 
kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, hier Kapitel 4.1.

teneintritt spiegeln zum einen die geschätzten 
Kohorteneffekte wider, zum anderen zeigen sie 
die strukturellen Unterschiede zwischen den Ko-
horten – etwa im Bildungsniveau.

In Westdeutschland sinkt bei den Männern die 
kumulierte Vollzeittätigkeit in der jüngsten Ge-
burtskohorte gegenüber der ältesten um ungefähr 
drei Jahre. Diese Entwicklung verläuft bei allen 
Bildungsgruppen ähnlich. Hingegen steigt die 
Arbeitslosigkeit in den jüngeren Geburtskohorten 
mit geringer Bildung auf mehr als sieben Jahre, 
verglichen mit drei Jahren bei Personen mit mitt-
lerer Bildung und zwei Jahren bei Personen mit 
höherer Bildung. 

Bei den westdeutschen Frauen mit geringer 
Bildung sinkt die kumulierte Vollzeittätigkeit in 
den jüngeren Kohorten, während diese in den 
Gruppen mit mittlerer oder höherer Bildung zu-
nimmt. Auch nimmt die Dauer der Arbeitslosigkeit 
in den jüngeren Kohorten bei den westdeutschen 
Frauen mit geringer Bildung deutlich stärker zu 
als bei den Gruppen mit mittlerer oder höherer 
Bildung. 

In Ostdeutschland weisen die Simulationsergeb-
nisse auf einen dramatischen Anstieg der kumu-
lierten Arbeitslosigkeit sowie auf einen Rückgang 
der Vollzeittätigkeit in den jüngeren Geburtsko-
horten hin. Von dieser Entwicklung sind auch 
Frauen und Männer mit höherer Bildung betrof-
fen – wenn auch in schwächerem Ausmaß. In 
der jüngsten Kohorte ostdeutscher Männer mit 
geringer oder mittlerer Bildung steigt die kumu-
lierte Arbeitslosigkeit auf mehr als neun Jahre, in 
der Gruppe mit höherer Bildung auf mehr als fünf 
Jahre. Bei den ostdeutschen Frauen mit geringer 

Wichtige Begriffe im Überblick 

Bruttorente 	 Rente vor Abzug von Steuern und Abgaben.

Rentenzahlbetrag 	 Die Bruttorente nach Abzug des Eigenanteils zur 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung.

Rentenniveau 	 Bezeichnet das Verhältnis des individuellen 
Rentenzahlbetrags zum durchschnittlichen 
Bruttoentgelt aller Beschäftigten.

Standardrentenniveau	 Bezeichnet das Verhältnis zwischen 
einer Standardrente auf der Grundlage 
von 45 Versicherungsjahren als 
Durchschnittsverdiener und dem 
Durchschnittseinkommen der Erwerbstätigen 
desselben Jahres.
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Szenario I:•	  ohne Anhebung der gesetzlichen 
Altersgrenze auf 67 Jahre und ohne Renten-
absenkung 
Szenario II: •	 ohne Anhebung der Altersgrenze 
und mit Rentenabsenkung
Szenario III: •	 mit Anhebung der Altersgrenze 
auf 67 Jahre und ohne Rentenabsenkung 
Szenario IV (Basisszenario):•	  mit Anhebung der 
Altersgrenze auf 67 Jahre und mit Renten-
absenkung.

In Tabelle 2 sind die Simulationsergebnisse für 
die Männer in Westdeutschland exemplarisch 
ausgewiesen. Da sich deren Erwerbsbiografien 
zwischen den Kohorten relativ stabil entwickeln, 
lassen sich anhand dieser Gruppe die Auswirkun-
gen der Rentenreformen in den verschiedenen 
Szenarien gut ablesen. Die individuellen Renten-
ansprüche werden durch den Rentenzahlbetrag 
abgebildet. Dieser entspricht der Bruttorente zum 
Zeitpunkt des Rentenzugangs abzüglich der hier 
als in der Zeit konstant angenommenen Beiträ-
ge zur Kranken- und Pflegeversicherung. Um 
die individuellen Rentenzahlbeträge zwischen 
den Kohorten vergleichen zu können, haben wir 
diese mit der Wachstumsrate der Löhne auf das 

oder mittlerer Bildung sinkt die kumulierte Dau-
er der Vollzeittätigkeit von über 30 Jahren in der 
ältesten auf 24 Jahre in der jüngsten Kohorte, in 
der Gruppe mit höherer Bildung von ungefähr 
35 Jahren auf weniger als 27 Jahre. Die kumulierte 
Dauer der Arbeitslosigkeit ostdeutscher Frauen in 
der jüngsten Kohorte erhöht sich bei der Gruppe 
mit geringer oder mittlerer Bildung drastisch auf 
13 Jahre, bei der Gruppe mit höherer Bildung auf 
immerhin sieben Jahre. 

Auswirkungen der Rentenreformen

Unterschiede in den Rentenansprüchen zwischen 
den Geburtskohorten ergeben sich nicht nur aus 
der unterschiedlichen Entwicklung der Erwerbs-
biografien, sondern auch durch die Effekte der 
Rentenreformen der letzten Jahre. Diese betreffen 
die Absenkung des Rentenniveaus durch den in die 
Rentenberechnung eingebauten Nachhaltigkeits-
faktor und die Rente mit 67 Jahren. Um die Aus-
wirkungen dieser Rentenreformen auf die zukünf-
tigen durchschnittlichen Rentenanwartschaften in 
den einzelnen Kohorten abzuschätzen, wurden 
diese für die folgenden Szenarien berechnet:

Tabelle 1

Simulierte kumulierte Biografiezeiten1 bis zum Renteneintritt nach Geburtskohorten
In Jahren

Geburts- 
jahrgänge

Westdeutschland Ostdeutschland

Vollzeittätigkeit Arbeitslosigkeit Vollzeittätigkeit Arbeitslosigkeit

Geringe Mittlere Höhere Geringe Mittlere Höhere
Geringe und 

mittlere
Höhere

Geringe und 
mittlere

Höhere

Bildung Bildung Bildung Bildung

Männer

1937–41 39,1 40,9 35,2 3,7 1,7 0,8 40,4 37,2 2,3 1,4

1942–46 38,6 39,4 34,3 4,0 2,1 1,3 39,4 36,5 3,6 2,1

1947–51 36,4 38,9 33,6 4,6 2,6 1,5 38,7 34,5 4,6 2,9

1952–56 37,4 39,0 33,4 5,4 2,7 1,8 37,9 33,7 6,1 3,0

1957–61 36,4 37,4 32,8 6,6 3,2 2,2 36,2 33,2 7,9 3,9

1962–66 35,3 36,4 33,7 8,2 3,1 2,0 36,1 32,3 8,0 4,1

1967–71 36,5 37,6 32,2 7,2 3,4 2,0 35,7 31,3 9,4 5,2

Durchschnitt 37,3 38,9 33,5 5,2 2,6 1,7 37,6 34,3 6,2 3,1

Frauen

1937–41 15,5 15,5 17,4 1,0 0,7 0,5 30,6 34,8 3,1 1,8

1942–46 14,9 16,5 18,7 1,2 0,9 0,7 31,2 32,9 5,4 3,0

1947–51 16,0 17,0 19,7 1,7 0,9 1,0 30,5 33,1 6,9 3,8

1952–56 16,1 16,5 19,1 2,2 1,1 1,4 29,1 32,4 8,9 4,4

1957–61 15,5 16,2 18,7 2,6 1,2 1,3 28,4 31,5 9,9 4,8

1962–66 14,5 16,0 19,1 2,9 1,5 1,3 26,3 28,8 11,5 6,4

1967–71 14,0 16,6 19,8 3,2 1,1 1,0 24,0 26,6 13,3 7,0

Durchschnitt 15,2 16,4 19,1 2,1 1,1 1,1 28,4 31,3 8,9 4,7

1 	 Ohne Berücksichtigung der Heraufsetzung des Rentenalters auf 67 Jahre. 

Quelle: Geyer, J., Steiner, V: Erwerbsbiografien und Alterseinkommen im demografischen Wandel – eine Mikrosimulationsstudie für Deutschland. 
Politikberatung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, Kapitel 4.3.

DIW Berlin 2010

Die Zeiten in Vollzeittätigkeit werden immer kürzer, in Arbeitslosigkeit immer länger, je jünger die Geburtskohorten sind. Je länger im Laufe eines 
Erwerbslebens die Zeiten von Arbeitslosigkeit sind, desto geringer fallen die Rentenzahlungen aus.
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Jahr 2005 diskontiert. Dabei wurde eine durch-
schnittliche jährliche Wachstumsrate der Löhne 
von knapp 1,6 Prozent angenommen. Der ak-
tuelle Rentenwert wächst wegen des Nachhal-
tigkeitsfaktors mit einer etwas geringeren Rate 
von durchschnittlich 1,2 Prozent (Tabelle 3). Das 
effektive Rentenzugangsalter wird als variabel 
angenommen, die entsprechenden Zu- oder Ab-
schläge werden bei der Simulation des individu-
ellen Rentenzahlbetrags berücksichtigt.

Im Szenario I  – ohne Rentenanpassung und 
ohne Erhöhung des gesetzlichen Rentenzugangs-
alters – entwickelt sich der durchschnittliche Ren-
tenzahlbetrag westdeutscher Männer relativ stabil. 
Szenario II zeigt, dass allein aufgrund der Ren-
tenabsenkung alle jüngeren Kohorten unter den 
Zahlbetrag der ältesten Kohorte fallen. Insgesamt 
sinkt der Rentenzahlbetrag unter der Annahme 
einer konstanten Altersgrenze von 65 Jahren um 
acht Prozent, die prozentuelle Rentenabsenkung 
steigt von zwei Prozent kontinuierlich auf 14 Pro-
zent in der jüngsten Kohorte. Dieser Effekt kann, 
wie Szenario IV zeigt, teilweise durch ein höhe-
res Rentenzugangsalter kompensiert werden. 
Im Durchschnitt über alle Kohorten sinkt der 
Rentenzahlbetrag um rund fünf Prozent. Da die 
schrittweise Erhöhung des abschlagsfreien ge-
setzlichen Rentenzugangsalters erst im Jahr 2029 
abgeschlossen ist, ist dieser Effekt bei den jüngs-
ten Geburtskohorten am stärksten ausgeprägt: 
Der Unterschied in den beiden jüngsten Kohorten 
beträgt etwa vier Prozentpunkte. 

Zukünftige Entwicklung der 
Alterseinkünfte

Im Folgenden präsentieren wir Simulationsergeb-
nisse zur Entwicklung der Alterseinkünfte auf 
Basis der bis zum erwarteten individuellen Ren-
teneintritt fortgeschriebenen Erwerbsbiografien 
und der aktuellen rentenrechtlichen Regelungen 
(Basisszenario).5 Neben dem Rentenzahlbetrag 
weisen wir hier auch das Rentenniveau bezogen 
auf das rentenrelevante durchschnittliche Brutto-
entgelt im Basisjahr 2005 aus.6 Dabei differen-
zieren wir zwischen Ost- und Westdeutschland 
(2 433 Euro in Westdeutschland, 2 057 Euro in 
Ostdeutschland), um regionale Unterschiede bei 
den Löhnen der sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitnehmer zu berücksichtigen. 

5	 Sehr niedrige Renten aufgrund geringer Beitragszeiten von (ehema-
ligen) Beamten und Selbständigen werden dabei nicht berücksichtigt.
6	 Die hier verwendete Definition des Rentenniveaus unterscheidet 
sich von der in der Praxis gebräuchlichen, die sich meist auf einen 
hypothetischen Rentner mit 45 Versicherungsjahren und durch-
schnittlichem Einkommen in jedem Jahr bezieht. 

Renten in Westdeutschland relativ stabil

Für westdeutsche Männer zeigt sich in den jün-
geren Kohorten ein nur leichter Rückgang des 
Rentenzahlbetrags; das durchschnittliche Renten-
niveau dieser Gruppe bleibt bei rund 45 Prozent 
des durchschnittlichen Erwerbseinkommens (Ab-
bildung 1). Diskontiert auf das Basisjahr 2005, 
erreicht die Kohorte der 1967 bis 1971 Geborenen 
mit 1 090 Euro noch immer durchschnittlich gut 
90 Prozent des Rentenzahlbetrags der ältesten 
hier betrachteten Kohorte der von 1937 bis 1941 
Geborenen. Dieser Rückgang um zehn Prozent-
punkte entspricht ungefähr dem Effekt der Ren-

Tabelle 2

Rentenzahlbeträge für westdeutsche Männer  
durch Rentenreform nach Geburtskohorten

Geburts- 
jahrgänge

Altersgrenze 65 Jahre Altersgrenze 67 Jahre
Altersgrenze  

65 Jahre
Altersgrenze 67 Jahre

ohne mit ohne mit1 mit ohne mit

Rentenabsenkung Rentenabsenkung

In Euro monatlich
Gegenüber Altersgrenze 65 Jahre  
ohne Rentenabsenkung in Prozent

1937–1941 1 141 1 139 1 141 1 140 –0,2 0,0 –0,1

1942–1946 1 126 1 099 1 131 1 104 –2,4 0,4 –2,0

1947–1951 1 178 1 111 1 192 1 124 –5,7 1,2 –4,6

1952–1956 1 251 1 155 1 288 1 189 –7,7 3,0 –5,0

1957–1961 1 170 1 051 1 215 1 091 –10,2 3,8 –6,8

1962–1966 1 208 1 054 1 264 1 102 –12,7 4,6 –8,8

1967–1971 1 210 1 039 1 269 1 090 –14,1 4,9 –9,9

Insgesamt 1 184 1 094 1 214 1 121 –7,6 2,5 –5,3

1 	 Basisszenario.

Quelle: Geyer, J., Steiner, V: Erwerbsbiografien und Alterseinkommen im demo-
grafischen Wandel – eine Mikrosimulationsstudie für Deutschland. Politikbera-
tung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, Kapitel 5.1.

DIW Berlin 2010

Die Erhöhung des Renteneintrittsalters dämpft die Rentenabsenkung infolge der 
Rentenreform nur leicht.

Tabelle 3

Annahmen zur Fortschreibung 
des aktuellen Rentenwerts

2005 2010 2020 2030 2040

Veränderung gegenüber 
2005 in Prozent

Löhne 0 8,3 26,9 48,7 74,3

Rentenwert 0 6,5 21,6 33,4 53

In Euro monatlich

Rentenwert West 26,1 26,9 30,2 33,4 38,7

Rentenwert Ost 23,0 23,6 26,6 29,4 34

Index Löhne 2005 = 100

Löhne 100 108,3 126,9 148,7 174,3

Renten 46,4 49,4 56,4 61,9 71,0

Standardrentenniveau 46,4 45,6 44,5 41,6 40,7

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2010

Hier wird angenommen, dass die Löhne um 1,6 Prozent 
und die Renten um 1,2 Prozent jährlich steigen.
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alle Kohorten beziehen westdeutsche Frauen die 
geringsten Renten.

Starker Rückgang der Renten  
in Ostdeutschland 

Wie Abbildung 2 zeigt, gehen die Rentenanwart-
schaften ostdeutscher Männern beginnend mit 
der Kohorte der von 1947 bis 1951 Geborenen 
kontinuierlich zurück. Während die älteste Ko-
horte einen Rentenzahlbetrag von knapp 890 
Euro erhält – knapp 80 Prozent des Werts für 
westdeutsche Männer dieser Geburtskohorte –, 
fällt dieser Betrag über die Alterskohorten kon-
tinuierlich bis auf einen Wert von knapp 600 
Euro (67 Prozent) in der jüngsten Kohorte. Das 
Rentenniveau, bezogen auf den ostdeutschen 
Durchschnittslohn, sinkt von über 40 Prozent 

tenabsenkung kombiniert mit einem späteren 
Renteneintritt. Für westdeutsche Männer mit 
geringer Bildung liegt der Rückgang des Renten-
zahlbetrags aufgrund des oben dokumentierten 
deutlichen Anstiegs der Arbeitslosigkeit und des 
Rückgangs sozialversicherungspflichtiger Voll-
zeittätigkeit im Lebenszyklus noch über diesem 
Wert.7 Dies wird im Mittel dadurch kompensiert, 
dass die jüngeren Kohorten im Durchschnitt eine 
höhere Bildung als die älteren Kohorten aufwei-
sen und länger arbeiten.

Die Zunahme der Erwerbsbeteiligung und die 
gleichzeitige Verringerung von Zeiten der Nicht-
erwerbstätigkeit führen dazu, dass jüngere Ko-
horten westdeutscher Frauen trotz der Absen-
kung des aktuellen Rentenwerts höhere Renten 
erzielen als die älteren Kohorten. Die jüngste Ko-
horte erreicht mit rund 590 Euro gut 130 Prozent 
des Rentenzahlbetrags der ältesten Kohorte, das 
Rentenniveau bezogen auf den westdeutschen 
Durchschnittslohn steigt von 18 Prozent in der 
ältesten auf 24 Prozent in der jüngsten Kohorte. 
Die Entwicklung wird zudem verstärkt durch die 
bessere Qualifikation jüngerer Kohorten. Aller-
dings ist der durchschnittliche Rentenzahlbetrag 
trotz dieses positiven Trends auch in den jüngeren 
Kohorten relativ niedrig. Im Durchschnitt über 

7	 Geyer, J., Steiner, V., a. a. O., Kapitel 5.2.1.3.

Abbildung 2 

Rentenzahlbetrag und Rentenniveau in 
Ostdeutschland1
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Quelle: Geyer, J., Steiner, V: Erwerbsbiografien und Alterseinkom-
men im demografischen Wandel – eine Mikrosimulationsstudie für 
Deutschland. Politikberatung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, 
Kapitel 5.2.1.1.  � DIW Berlin 2010

In Ostdeutschland wird die Rente für viele nahe oder 
sogar unter der Grundsicherung liegen.

Abbildung 1 

Rentenzahlbetrag und Rentenniveau in 
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Quelle: Geyer, J., Steiner, V: Erwerbsbiografien und Alterseinkom-
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Deutschland. Politikberatung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, 
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Im Westen ist mit relativ stabilen Rentenzahlungen, für 
Frauen sogar ein leichtes Plus zu erwarten.
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beträgen zwischen 300 und 600 Euro, ihr Anteil 
steigt um 22 Prozentpunkte auf rund 46 Prozent. 
Während der Anteil geringer Renten unter 600 
Euro bei den Männern in Westdeutschland auch 
in den jüngsten Kohorten verschwindend gering 
bleibt, wächst dieser Anteil bei den ostdeutschen 
Männern sogar noch stärker als bei den Frauen 
und erreicht in den jüngeren Kohorten knapp ein 
Drittel aller Altersrenten. 

Ostdeutsche können nicht auf die Rente des 
Partners setzen

Sehr geringe eigene Renten gehen oft mit einem 
deutlich höheren Rentenanspruch des Partners 
einher. Betrachtet man die durchschnittlichen 
Rentenzahlbeträge der Haushaltsmitglieder, er-
gibt sich für Westdeutschland ein relativ stabiler 
Rentenzahlbetrag von durchschnittlich knapp 
850 Euro pro Person.8 Da ein leichter Rückgang 
der Rentenzahlbeträge bei den Männern in den 
jüngeren Kohorten durch den Anstieg bei den 
Frauen kompensiert wird, spiegelt die Entwick-
lung auf der Haushaltsebene die oben auf der 
individuellen Ebene dargestellte Entwicklung 
wider. 

Eine davon deutlich abweichende Entwicklung 
zeigt sich indes bei den Paarhaushalten in Ost-
deutschland. Bis zur Kohorte der 1947 bis 1951 
Geborenen erreichen diese Haushalte ungefähr 
das durchschnittliche Pro-Kopf-Renteniveau west-
deutscher Haushalte. Die relativ hohen und für 
diese Kohorten noch stabilen Renten ostdeutscher 
Frauen können den Rückgang bei den Männern 
ausgleichen. Beginnend mit der Kohorte der von 
1952 bis 1956 Geborenen allerdings kommt es zu 
einem starken Rückgang der durchschnittlichen 
Pro-Kopf-Rente ostdeutscher Paarhaushalte. Da in 
den jüngsten Kohorten die individuellen Renten 
in Ostdeutschland auch bei den Frauen einbre-
chen, fällt die durchschnittliche Pro-Kopf-Rente 
ostdeutscher Paarhaushalte auf das Niveau der 
Grundsicherung im Alter. 

Günstigere Arbeitsmarktentwicklung 
könnte dramatischen Rentenrückgang in 
Ostdeutschland dämpfen 

Die oben insbesondere für die jüngeren ost-
deutschen Geburtskohorten beschriebene dra-
matische Entwicklung basiert auf den bis zum 
individuellen Renteneintritt fortgeschriebenen 
Erwerbsbiografien, die durch die geschätzten Ko-
horteneffekte wesentlich von der ungünstigen 
ostdeutschen Arbeitsmarktentwicklung seit der 
Wiedervereinigung bestimmt werden. Die Simu-

8	 Geyer, J., Steiner, V., a. a. O., Kapitel 5.2.2.

in den älteren Kohorten auf knapp 30 Prozent in 
den jüngeren Kohorten.

Auch die Renten ostdeutscher Frauen gehen in 
den jüngeren Kohorten stark zurück. Verglichen 
mit der ältesten Geburtskohorte ostdeutscher 
Frauen beträgt der Rentenzahlbetrag der jüngs-
ten Kohorte nur mehr 72 Prozent. Ungefähr elf 
Prozentpunkte der Differenz beim Rentenzahl-
betrag zwischen diesen beiden Kohorten entfal-
len auf die Rentenanpassung. Die verbleibende 
Differenz im Rentenzahlbetrag von 17 Prozent ist 
auf die höhere Unterbeschäftigung und geringe-
re Löhne in der jüngsten Kohorte zurückzufüh-
ren. Für diese entspricht das Rentenniveau nur 
mehr dem niedrigen Niveau der westdeutschen 
Frauen. 

Allerdings verläuft die Entwicklung bei den ost-
deutschen Frauen im Gegensatz zu den Män-
nern nicht kontinuierlich negativ. Die jüngeren 
Kohorten, die nach der Wiedervereinigung oder 
kurz zuvor in das Erwerbsleben eintraten, wa-
ren besonders stark durch die dramatische Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland 
betroffen, sogar noch stärker als die Männer. Im 
Unterschied dazu steigt das Rentenniveau bei 
den älteren weiblichen Kohorten sogar. Dieser 
Unterschied zu den Männern lässt sich unter 
anderem dadurch erklären, dass Frauen stärker 
im Dienstleistungssektor tätig sind und dieser 
weniger stark vom Arbeitsplatzabbau durch die 
Umstrukturierung der Wirtschaft betroffen war 
als beispielsweise das produzierende Gewerbe. 
Zudem konnten Frauen durch eine hohe Be-
schäftigungsquote im öffentlichen Sektor oft 
verhindern, dass die in der DDR gesammelte 
Berufserfahrung nach der Wiedervereinigung 
entwertet wurde.

Bei vielen Frauen wird die Rente unter der 
Grundsicherung liegen

Dem niedrigen durchschnittlichen Rentenzahl-
betrag westdeutscher Frauen entspricht ein hoher 
Anteil (über alle Kohorten 58 Prozent) monatlicher 
Rentenzahlbeträge von unter 600 Euro. Dieser 
Schwellenwert ist deshalb von sozialpolitischer 
Bedeutung, weil er noch knapp unterhalb der 
durchschnittlichen Grenze der Grundsicherung 
im Alter liegt, wenn keine anderen Einkommen 
im Haushalt vorhanden sind. Insgesamt errei-
chen weniger als die Hälfte der Frauen der jün-
geren Kohorten in Westdeutschland eine Rente 
von mehr als 600 Euro. 

Für Frauen in den neuen Ländern führt die nega-
tive Entwicklung der Renten der beiden jüngsten 
Kohorten zu einer starken Zunahme von Zahl-
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aber deutlich abgemildert (Abbildung 3). Der 
Rückgang des Rentenzahlbetrags in der jüngs-
ten Kohorte der Männer wäre um elf Prozent 
geringer als im Basisszenario, bei den Frauen 
beträgt der Unterschied zehn Prozent. Aller-
dings bleibt bei den ostdeutschen Männern der 
jüngsten Geburtskohorte der Rentenzahlbetrag 
auch bei der angenommenen positiven Arbeits-
marktentwicklung mit rund 730 Euro deutlich 
hinter dem Wert von knapp 1 100 Euro zurück, 
den westdeutsche Männer dieser Alterskohorte 
erwarten können.

Die Verteilung der Rentenzahlbeträge nach Ein-
kommensklassen zeigt im Falle einer günstige-
ren Arbeitsmarktentwicklung einen im Vergleich 
zum Basisszenario starken Rückgang des Anteils 
geringer Renten. Im Durchschnitt über alle Ge-
burtskohorten sinkt der Anteil von Rentenzahl-
beträgen zwischen 300 und 600 Euro um rund 
elf Prozentpunkte. Dabei entfällt dieser Rückgang 
ganz überwiegend auf die jüngeren Kohorten: 
Bei diesen sinkt der Anteil geringer Renten um 
gut 19 Prozentpunkte bei den Männern und um 
16 Prozentpunkte bei den Frauen. 

Fazit

Sowohl die Arbeitsmarktentwicklungen seit der 
Wiedervereinigung als auch die jüngsten Renten-
reformen haben erhebliche Auswirkungen auf 
die zukünftigen Alterseinkünfte aus der Gesetz-
lichen Rentenversicherung. Während in West-
deutschland ein relativ stabiles Rentenniveau zu 
erwarten ist, muss in Ostdeutschland sowohl bei 
den Frauen als auch bei den Männern mit einem 
dramatischen Rückgang der durchschnittlichen 
Rentenansprüche in den jüngeren Geburtskohor-
ten gerechnet werden. Es zeigt sich allerdings in 
beiden Landesteilen, dass insbesondere gering 
qualifizierte Personen in Zukunft niedrige Renten 
erwarten müssen. Die negative Entwicklung in 
Ostdeutschland ist vor allem auf den dramati-
schen Anstieg der Arbeitslosigkeit seit der Wie-
dervereinigung und den Rückgang der Vollzeit-
erwerbstätigkeit zurückzuführen.

Dramatisch ist die Entwicklung vor allem in den 
jüngeren Kohorten. Der durchschnittliche Ren-
tenzahlbetrag fällt in der jüngsten Kohorte unter 
das Niveau der Grundsicherung im Alter. Wäh-
rend den häufig sehr geringen Rentenzahlbeträ-
gen westdeutscher verheirateter Frauen meist ein 
deutlich höherer Rentenanspruch des Partners 
gegenübersteht, sinkt in Ostdeutschland in unse-
rem Basisszenario die Durchschnittsrente auch 
auf der Haushaltsebene in den jüngeren Kohorten 
unter das Niveau der Grundsicherung. 

lation der zukünftigen Erwerbsbiografien basiert 
daher auf einem Szenario, bei dem die negative 
Arbeitsmarktentwicklung in Ostdeutschland sich 
auch in der ferneren Zukunft nicht grundlegend 
verbessert. Um jedoch die große Unsicherheit 
bei der Fortschreibung der Erwerbsbiografien 
insbesondere bei den jüngsten Kohorten zu 
berücksichtigen, haben wir auch ein Szenario 
positive Arbeitsmarktentwicklung Ostdeutschland 
analysiert.

Im Vergleich zum Basisszenario liegt bei diesem 
optimistischen Szenario der Rentenzahlbetrag 
im Durchschnitt über alle Kohorten bei den Män-
nern um knapp acht Prozent und bei den Frauen 
um 9,5 Prozent höher. Die negative Entwicklung 
der Renten bei den jüngeren Geburtskohorten 
in Ostdeutschland wird zwar nicht umgekehrt, 

Abbildung 3 

Rentenzahlbetrag im Szenario positive 
Arbeitsmarktentwicklung Ostdeutschland
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Quelle: Geyer, J., Steiner, V: Erwerbsbiografien und Alterseinkom-
men im demografischen Wandel – eine Mikrosimulationsstudie für 
Deutschland. Politikberatung kompakt Nr. 55/2010, DIW Berlin, 
Kapitel 5.2.3.  � DIW Berlin 2010

Eine positive Arbeitsmarktentwicklung würde den Rück-
gang der Rentenzahlungen in Ostdeutschland dämpfen.
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tersgruppe gering, die nach unseren Simulatio-
nen mit einem starken Rückgang ihrer eigenen 
gesetzlichen Rente rechnen müssen – also der 
jüngsten in die Analyse einbezogenen Kohor-
te. Allerdings kann gerade diese im Zyklus der 
Eigentumsübertragung über die Generationen 
hinweg in besonderem Maße mit Erbschaften 
rechnen. Zudem ist die staatlich geförderte pri-
vate Altersvorsorge (Riester-Rente) mittlerweile in 
Ostdeutschland insbesondere in den jüngeren bis 
mittleren Altersgruppen relativ stark verbreitet.10 
Weitere Risiken bestehen beispielsweise auch in 
der Entwicklung der Beiträge zur Kranken- und 
Pflegeversicherung. 

Inwieweit diese weiteren Faktoren den Anstieg 
von Altersarmut unter zukünftigen Rentnern 
insbesondere in Ostdeutschland vermeiden oder 
sogar verstärken, lässt sich auf Basis der vorlie-
genden Forschungsergebnisse nicht genau beur-
teilen. Hier besteht weiterer und unmittelbarer 
Forschungsbedarf. Das höchste negative Risiko 
tragen jüngere Kohorten ab den Jahrgängen 1957 
bis 1961 (Männer) beziehungsweise 1962 bis 1966 
(Frauen) in Ostdeutschland. Das bedeutet aber, 
dass nach diesen Ergebnissen noch in den nächs-
ten zehn Jahren kein dramatischer Rückgang der 
ostdeutschen Renten zu erwarten ist. Die lange 
Frist birgt dabei einerseits die Chance, Gegen-
strategien zu entwickeln, aber auch die Gefahr, 
dass diesen Risiken politisch nicht genügend Auf-
merksamkeit gewidmet wird.

10	 Vgl. Geyer, J., Steiner, V.: Zahl der Riester-Renten steigt sprunghaft – 
aber Geringverdiener halten sich noch zurück. Wochenbericht des DIW 
Berlin Nr. 32/2009.

Die Entwicklung der Alterseinkünfte in Ost-
deutschland wird in unserem Basisszenario 
wesentlich durch die Annahme bestimmt, dass 
sich die ungünstige Arbeitsmarktentwicklung seit 
der Wiedervereinigung auch in der Zukunft fort-
setzen wird. Im Szenario positive Arbeitsmarkts-
entwicklung Ostdeutschland gehen wir dagegen 
davon aus, dass sich dieser negative Trend für 
die jüngeren Kohorten nicht weiter fortsetzt. Die 
Simulationsergebnisse für dieses Alternativsze-
nario zeigen, dass bei einer günstigeren Arbeits-
marktentwicklung die negative Entwicklung der 
Renten bei den jüngeren Geburtskohorten zwar 
nicht aufgehoben werden kann, aber doch deut-
lich abgeschwächt wird. 

Da Alterseinkünfte aus der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung auch künftig für den ganz 
überwiegenden Teil der Rentner insbesondere 
in Ostdeutschland die hauptsächliche Einkom-
mensquelle darstellen werden, wird deren starker 
Rückgang in den jüngeren Geburtskohorten die 
Einkommenssituation künftiger Rentner deutlich 
verschlechtern.

Einkünfte aus Vermögen werden dies kaum kom-
pensieren können. So ist das durchschnittliche 
Vermögen in Ostdeutschland relativ gering, in 
den letzten Jahren sogar noch gesunken und 
insbesondere hinter der Entwicklung in West-
deutschland zurückgeblieben. 9 Und natürlich 
ist das Vermögen insbesondere in derjenigen Al-

9	 Vgl. Ochmann, R., Steiner, V.: Vermögensstrukturen im Lebens
zyklus – Immer noch große Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland. Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 36/2009.

JEL Classification: 
H55, J26, J11

Keywords:  
Old-age pension, 
Lifetime employment, 
Cohort effects
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Armut im Alter – Ursachenanalyse 

und eine Projektion für das Jahr 2023
∗∗∗∗

 

Zusammenfassung 

Verschiedene Faktoren bewirken eine Zunahme der Altersarmut in Deutschland, 
insbesondere in Ostdeutschland. Mit Daten des Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) 
untersuchen wir Ursachen und Ausmaß der Altersarmut in Deutschland. Wir beginnen 
mit einer Querschnittsregression zur Bestimmung der Einflussfaktoren der Alters-
einkommen. Im zweiten Schritt nehmen wir eine Projektion der Einkommen der 50- bis 
55-Jährigen des Jahres 2008 für das Jahr 2023 vor. Dabei berücksichtigen wir sämtliche 
Einkommensarten, einschließlich verschiedener Formen von Kapitaleinkünften und des 
Wohnwerts selbst genutzten Wohneigentums. Es zeigt sich, dass, verglichen mit der 
heutigen alten Generation, vor allem in Ostdeutschland das Armutsrisiko steigt. Dies ist 
auf den Wandel der Erwerbsbiografien in der Folge der deutschen Vereinigung 
zurückzuführen. 

Schlagworte: Altersarmut, Rente, Alterseinkommen 

JEL-Klassifikation: I32, J14 

 

                                                 
∗ Für wertvolle Hinweise bzw. Hilfen zu dieser Studie danken wir Katja Drechsel, Sebastian 
Giesen, Markus M. Grabka, Gabriele Hardt und Alexandra Smigiel. 
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Old Age Poverty –  

Causes and a Projection for 2023
∗∗∗∗

 

Abstract 

Several factors bring about a rise in old age poverty in Germany, especially in East 
Germany. Using data from the German Socio-economic Panel (SOEP) we examine 
causes and extent of old age poverty in Germany. We begin our inquiry with a cross 
section regression in order to determine the impact of several factors on retirement 
incomes in Germany. In the second step we perform an income projection of today’s 50 
to 55 year-old people for the year 2023. In doing so, we take into account different 
sources of income, including several forms of capital income and the calculated rent of 
owner-occupied houses and flats. We find a significant rise in old age poverty especially 
in East Germany as a consequence of rising unemployment after the German unifi-
cation. 

Keywords: old age poverty, pension, old age income 

JEL classification: I32, J14 

                                                 
∗ We would like to thank Katja Drechsel, Sebastian Giesen, Markus M. Grabka, Gabriele Hardt 
and Alexandra Smigiel for helpful comments and assistance to this study. 
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Armut im Alter – Ursachenanalyse 

und eine Projektion für das Jahr 2023 

1. Einleitung 

Armut im Alter galt lange Zeit als ein weitgehend überwundenes Problem. Doch bereits 
seit den 1980er Jahren wird diskutiert, ob die gesetzliche Rente wirklich sicher sei und 
zur Finanzierung des Lebensunterhalts im Alter ausreichen wird, auch wenn zuvor viele 
Jahre lang eingezahlt wurde. In den letzten Jahren wächst spürbar die Sorge, dass die 
Armutsrisiken für alte Menschen in Zukunft stark wachsen könnten. Zunehmend durch 
lange Zeiten der Arbeitslosigkeit geprägte Erwerbsbiografien, prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse, die schwache Entwicklung der Reallöhne und der demografische Wandel 
mit einer immer ungünstiger werdenden zahlenmäßigen Relation zwischen junger und 
alter Generation liegen dem zu Grunde. Dieser Beitrag untersucht, welche Faktoren für 
Altersarmut verantwortlich sind. Auf dieser Grundlage wird anschließend eine Projek-
tion künftiger Altersarmut erstellt, wobei zwischen West- und Ostdeutschland unter-
schieden wird. 

Der zweite Abschnitt gibt einen Überblick über mögliche Ursachen steigender Alters-
armut in Deutschland und über bisher durchgeführte Studien zu dem Thema. Im Ab-
schnitt drei wird eine Bestandsaufnahme vorgenommen: Wie groß ist das Problem der 
Armut im Alter heute? Und welche Faktoren sind dafür verantwortlich, dass ein Teil der 
Personen im Alter nur noch einen sehr geringen Lebensstandard halten kann? Bei der 
Untersuchung stützen wir uns auf Daten des Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) aus 
der Erhebung des Jahres 2008. 

Auf der Grundlage dieser Überlegungen und Ergebnisse wird dann im vierten Abschnitt 
für die Generation der 50- bis 55-Jährigen des Jahres 2008 eine Projektion der 
Alterseinkommen nach 15 Jahren durchgeführt. Anders als bisherige Prognosen bezie-
hen wir dabei alle im SOEP erfassten Einkommensarten ein und kommen dadurch zu 
einer umfassenden Einschätzung künftiger Einkommensrisiken für alle Bevölkerungs-
gruppen. Ein weiterer Unterschied zu anderen Studien besteht darin, dass wir alle 
Einkommensgrößen mit dem jeweiligen Medianeinkommen standardisieren, also als 
Anteil am Medianeinkommen ausdrücken. Dadurch können wir eine Projektion von 
Armutsrisiken im Alter vornehmen ohne Annahmen über die künftige Entwicklung von 
Volkseinkommen, Löhnen oder Preisen treffen zu müssen. Im abschließenden fünften 
Teil werden die Ergebnisse zusammengefasst und einige politische Konsequenzen 
gezogen. 
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2. Mögliche Ursachen von Altersarmut und ihre bisherige 

Untersuchung 

Unter Armutsgefährdung verstehen wir ein verfügbares Einkommen (pro Kopf), das 
unterhalb von 60% des gesellschaftlichen Medianeinkommens liegt (vgl. Bundes-
regierung 2008a, S. 20). Damit verwenden wir den üblichen Begriff der relativen Ar-
mut, der auch dadurch gerechtfertigt ist, dass gesellschaftliche Teilhabechancen davon 
bestimmt werden, wie weit Personen von dem im jeweiligen Umfeld üblichen Einkom-
mensniveau entfernt sind. 

Leben mehrere Personen gemeinsam in einem Haushalt, dann treten Einspareffekte 
durch gemeinschaftliche Nutzung von Gebrauchsgütern oder Wohnraum auf. Diese 
werden üblicherweise dadurch berücksichtigt, dass zur Ermittlung der relevanten Pro-
Kopf-Größe das jeweilige Haushaltseinkommen nicht einfach durch die Zahl der Haus-
haltsmitglieder geteilt wird. Stattdessen werden pro Kopf bedarfsgewichtete Äqui-
valenzeinkommen ermittelt, zu deren Berechnung nur für das erste Haushaltsmitglied 
der Wert Eins verwendet wird, während für weitere Haushaltsmitglieder Werte unter 
Eins eingesetzt werden. Dadurch liegt in Mehrpersonenhaushalten das äquivalenz-
gewichtete Einkommen systematisch über dem Durchschnittseinkommen. Wir verwenden 
für die Äquivalenzgewichtung die modifizierte OECD-Skala, in der das erste erwach-
sene Haushaltsmitglied mit 1, weitere erwachsene und jugendliche Haushaltsmitglieder 
mit 0,5 und Kinder unter 14 Jahren mit 0,3 in die Berechnung eingehen (vgl. 
Bundesregierung 2008a, S. 277 f.). Als armutsgefährdet gelten somit Personen, deren 
äquivalenzgewichtetes Einkommen unter 60% des gesellschaftlichen Medians liegt. Für 
die derart ermittelte Altersarmut werden dann in Folge die Bestimmungsfaktoren 
untersucht. 

Eine Reihe von Ursachen bewirkt, dass die Zahl alter Menschen unter der so definierten 
Armutsschwelle vermutlich zunehmen dürfte. Vier dieser Ursachen haben vermutlich 
eine besonders starke Bedeutung. 

Eine erste Ursache ist die Wandlung von Erwerbsbiografien. Bogedan und Rasner 
(2008, S. 135) und Lang (2009) zeigen, dass in den letzten Jahrzehnten Teilzeitarbeit 
und geringfügige Beschäftigung zugenommen haben, mit den entsprechenden Folgen 
für das Einkommen. Ferner haben in Ostdeutschland die Zeiten der Arbeitslosigkeit seit 
der deutschen Vereinigung spürbar zugenommen. Infolgedessen sind oft die Ansprüche 
gegenüber der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) und die privaten Vor-
sorgemöglichkeiten geringer. Hinzu kommen wachsende Lohnunterschiede zwischen 
den Erwerbstätigen in den neuen Bundesländern, die mit entsprechenden künftigen Un-
terschieden der Renteneinkommen im Alter korrespondieren. Diese gestiegene Diskre-
panz zwischen den Einkommen ist aber nicht nur ein Problem der neuen Bundesländer. 
So weisen Himmelreicher und Frommert (2006, S. 120) darauf hin, dass die Verteilung 
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von Rentenpunkten der gesetzlichen Rentenversicherung unter Männern zwischen 1998 
und 2003 ungleicher geworden ist. Hält diese Entwicklung an, könnte auch dies zusätz-
liche Armutsrisiken begründen. 

Eine zweite Ursache steigender Armutsrisiken ist der Rückgang der Lohnquote der 
letzten Jahre (vgl. Schulten 2009, S. 1 f.). Die Lohnquote, also der Anteil der Arbeit-
nehmerentgelte am Volkseinkommen, schwankte in den 90er Jahren zwischen 70% und 
73%, sank aber zwischen 2000 und 2007 von 72% auf 64%. Erst in letzter Zeit stieg sie 
wieder auf 67,5% an.1 Da die Renten der GRV durch die Rentenanpassungsformel an 
die Lohnentwicklung gekoppelt sind, bedeutet eine unterproportionale Lohnentwicklung 
auch eine unterproportionale Rentenentwicklung. Davon sind Personen, deren Alters-
einkommen fast ausschließlich aus Rentenzahlungen und fast nicht aus Kapitaleinkünf-
ten oder anderen Einkommensarten bestehen, überproportional betroffen. Dies dürfte 
gerade für Geringverdiener am stärksten zutreffen. Ob der Rückgang der Lohnquote in 
der Zukunft anhält, ist indes schwer zu prognostizieren. 

Eine dritte Ursache steigender Armutsrisiken ist mit der politisch eingeleiteten teilwei-

sen Umstellung der Alterssicherung auf Kapitaldeckung verbunden. So steigen syste-
matisch die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung in dem Maße weniger stark, in 
dem der Staat private Vorsorge verstärkt fördert (Riestertreppe). Damit diese Teil-
Umstellung vom Umlageverfahren auf Kapitaldeckung ohne Einkommensausfälle ge-
lingt, müssen die Arbeitnehmer verstärkt privat vorsorgen, z. B. durch Riesterverträge. 
Gerade für Bezieher niedriger Einkommen stellt sich aber die Frage, ob sie tatsächlich 
die durch den Riesterfaktor niedrigeren Rentenansprüche durch vermehrte Privatvor-
sorge kompensieren. Geyer und Steiner (2009) zeigen mit Hilfe von SOEP-Daten, dass 
die Wahrscheinlichkeit, einen Riestervertrag abzuschließen, bei Beziehern niedriger 
Einkommen eher geringer ist und auch in einer Regressionsanalyse nur für ostdeutsche 
Frauen mit dem Einkommen negativ korreliert. Zusätzlich stellt sich die Frage, ob mit 
der Zunahme von Riester-Verträgen tatsächlich die private Vorsorge zugenommen oder 
ob sich lediglich die Sparform hin zu geförderten Sparprodukten verschoben hat. Letzte-
res wird durch die Studie von Corneo, Keese und Schröder (2009) nahe gelegt, die ge-
rade für Geringverdiener keinen Effekt der Riesterreform auf die Sparneigung insge-
samt feststellen können. Frick und Grabka (2009) ermitteln eine deutliche Zunahme der 
Ungleichheit der Vermögensverteilung zwischen 2002 und 2007. In den ostdeutschen 
Bundesländern hat demnach in der Altersgruppe der 36- bis 65-Jährigen das Vermögen 
sogar abgenommen. Diese Befunde deuten darauf hin, dass es gerade Geringverdienern 
nicht gelingt, den Verlust an Ansprüchen gegenüber dem umlagefinanzierten System 
durch vermehrte Sparanstrengungen auszugleichen. 

Eine vierte Ursache wachsender Armutsrisiken bildet der demografische Wandel, der 
bereits durch den Nachhaltigkeitsfaktor in der Rentenanpassungsformel praktisch ge-

                                                 
1 Eigene Berechnungen nach Statistisches Bundesamt (2010), Tabelle 1.3. 
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worden ist.2 Nach der Prognose der Bundesregierung im Rentenversicherungsbericht 
2009 kumuliert sich die Wirkung des Nachhaltigkeitsfaktors zwischen 2009 und 2023 
auf eine Rentensenkung um 3,3% (nach BMAS 2009, S. 56, Übersicht B 17). Erzwingt 
der demografische Wandel Beitragserhöhungen, dann wirkt dies durch die Ren-
tenanpassungsformel ebenfalls dämpfend auf die Rentenhöhe. Außerdem ist auch die 
private Kapitalanlage nicht frei von demografischen Risiken. So sind zur Alterssiche-
rung angeschaffte Kapitalanlagen von Wertverlust bedroht, wenn aufgrund geburten-
schwacher Jahrgänge die Nachfrage nach ihnen zurückgeht. Vermehrte private Kapital-
anlage leistet nur dann einen Beitrag zur Sicherung der Alterseinkommen, wenn sie zu-
sätzliches realwirtschaftliches Wachstum generiert, also den gesamtwirtschaftlichen 
Verteilungsspielraum vergrößert. 

Studien zur Prognose künftiger Armutsrisiken alter Menschen müssen daran gemessen 
werden, inwieweit sie die genannten Ursachen für Altersarmut berücksichtigen. 

Die Bundesregierung kommt in ihrem Alterssicherungsbericht 2008 für sechs typische 
Modellfälle zu dem Ergebnis, dass die Höhe der Altersbezüge aus gesetzlicher Rente 
und privater Altersvorsorge in Prozent des vorangegangenen Arbeitseinkommens bis 
2030 stabil gehalten werden kann (vgl. Bundesregierung 2008b, Teil E). Allerdings geht 
sie von der optimistischen Annahme aus, wonach nicht nur die maximale Höhe der 
Riester-Förderung in Anspruch genommen wird, sondern zusätzlich auch die Steuer-
ersparnis aus dem Übergang zur nachgelagerten Rentenbesteuerung voll in die Alters-
vorsorge fließt. Diese Annahmen sind jedoch als fragwürdig anzusehen (Riedmüller und 
Willert 2007, S. 64), insbesondere für Bezieher niedriger Einkommen. 

Die Studie „Altersvorsorge in Deutschland (AVID) 2005“ prognostiziert künftige Al-
terseinkommen für die in den Jahren 1942 bis 1961 geborenen Menschen in Deutsch-
land (vgl. Deutsche Rentenversicherung und BMAS 2007). Für sie wurden Erfahrungen 
der Jahre 1992 bis 2002 fortgeschrieben sowie Alterseinkommen berechnet und auf das 
Jahr 2005 zurückdiskontiert. Einbezogen werden Renten der GRV, Pensionen, Betriebs-
renten und die private Altersvorsorge. Nicht einbezogen werden dagegen Kapital-
erträge, z.B. aus Sparbüchern, Wertpapieren, Immobilien u. a. und der Wohnwert selbst 
genutzten Wohneigentums (vgl. Deutsche Rentenversicherung und BMAS 2007, S. 122 
f.). Die Studie zeigt eine Zunahme der Altersarmut vor allem unter den ostdeutschen 
Männern und Paaren im Zeitverlauf (vgl. Deutsche Rentenversicherung und BMAS 
2007, S.164 ff.; Riedmüller und Willert 2008, S. 24 f.). Zusätzliche Rechnungen bezie-
hen die Wirkung von Dämpfungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel bei 
gleichzeitig steigender Beteiligung an Riesterverträgen ein. Weil diese Rechnungen 
nicht nach Einkommensgruppen aufgeschlüsselt werden, wird allerdings nicht ersicht-
lich, ob hier ein Armutsrisiko liegt, das sich daraus ergibt, dass gerade Geringverdiener 
von der Riester-Förderung wenig Gebrauch machen. 

                                                 
2 Der Nachhaltigkeitsfaktor sorgt dafür, dass die Rentenerhöhungen gedämpft werden, wenn die 
zahlenmäßige Relation Rentner je Beitragszahler zunimmt. 
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Krenz, Nagl und Ragnitz (vgl. Krenz und Nagl 2009 und Krenz, Nagl und Ragnitz 
2009) beschränken ihre Analyse auf Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und vergleichen die Verteilung der Rentenpunkte der Personengruppe, die zwi-
schen 2004 und 2006 mit jener, die zwischen 2020 und 2022 das 65. Lebensjahr er-
reicht.3 Dabei prognostizieren sie eine Verschiebung der Rentenansprüche nach unten. 
Die Armutsgrenze ziehen sie bei der Höhe von 30 Rentenpunkten für Singles und 48 für 
Paare, was ungefähr der Grundsicherung entspricht. Ergebnis der Untersuchung ist, dass 
der Anteil der Rentner unter der kritischen Schwelle vor allem unter ostdeutschen Män-
nern und Paaren deutlich zunimmt (vgl. Krenz, Nagl und Ragnitz 2009, Tabellen 1-3). 

Durch die Definition der Armutsschwelle und Messung der Einkommen mit Hilfe der 
Rentenpunkte wird dem relativen Charakter von Armut Rechnung getragen und werden 
Probleme der Abdiskontierung künftiger Rentenansprüche umgangen. Allerdings sorgen 
die erwähnten Dämpfungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel systematisch zu 
einem unterproportionalen Anstieg des Punktwertes. Diese potenzielle Ursache steigen-
der Altersarmut bleibt bei der Beschränkung auf die Zahl der Punkte unberücksichtigt. 
Außerdem versuchen sie durch Herausnahme von Personen mit weniger als fünf 
Beitragsjahren Selbstständige auszuklammern. 

Auch Geyer und Steiner geben eine Prognose nur für die Ansprüche gegenüber der 
gesetzlichen Rentenversicherung ab, die sie in Euro berechnen und auf den Wert des 
Jahres 2005 abdiskontieren (vgl. Geyer/Steiner 2010). Sie berücksichtigen dabei die 
Dämpfung der Rentenerhöhungen in der Rentenanpassungsformel. Auch sie kommen zu 
dem Ergebnis, dass vor allem im Osten die Rentenansprüche deutlich abnehmen 
werden. 

Die Aussagekraft der Ergebnisse ist allerdings wegen der Nicht-Einbeziehung von Kapi-
taleinkünften und privater Vorsorge beschränkt, zumal diese Vorsorgeformen in den 
kommenden Jahren an Bedeutung gewinnen, auch wegen der politisch gewollten 
Teilumstellung auf Kapitaldeckung. 

In der vorliegenden Studie berücksichtigen wir die gesamte Bevölkerung (also auch 
Freiberufler und Selbstständige) und beziehen neben den Renten auch alle anderen Ein-
kommensarten (einschließlich Kapitaleinkünften und dem Wohnwert selbst genutzen 
Wohneigentums) ein, um eine umfassende Abschätzung vornehmen zu können. Dabei 
können wir auch die Dämpfungsfaktoren in der Rentenformel sowie die Erhöhung der 
Regelaltersgrenze in unseren Berechnungen berücksichtigen. 

                                                 
3 Die Rentenpunkte (Entgeltpunkte) liegen der Berechnung der Renten in der gesetzlichen Renten-
versicherung zu Grunde. Pro Jahr sozialversicherungspflichtiger Arbeit zum Durchschnittslohn erhält 
man genau einen Punkt, für Erwerbszeiten mit höherem oder geringerem Lohn entsprechend mehr oder 
weniger Punkte. Eine monatliche Altersrente berechnet sich durch Multiplikation der im Erwerbsleben 
angesammelten Rentenpunkte mit dem aktuellen Rentenwert, der derzeit bei 27,20 Euro (West) bzw. 
24,13 Euo (Ost) liegt. 
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3. Ausmaß und Einflussfaktoren der Altersarmut 2007/08 

Bestandsaufnahme für 2007/08 

Die Daten des sozio-oekonomischen Panel (SOEP) aus der Erhebungswelle 2008 
enthalten Einkommensangaben für das Jahr 2007. Damit werden das Ausmaß der 
Altersarmut und die für das Alterseinkommen wesentlichen Einflussfaktoren untersucht. 
Als armutsgefährdet gilt, wessen äquivalenzgewichtetes Pro-Kopf-Einkommen unter 
60% des gesamtdeutschen Medians liegt. Tabelle 1 zeigt für Männer und Frauen ab 65 
Jahren in Ost und Westdeutschland die so ermittelten Armutsrisikoquoten. Die Berech-
nung lehnt sich methodisch an Berechnungen auf Basis des SOEP zum dritten Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundesregierung an (vgl. Bundesregierung 2008a, S. 23). Er-
fasst werden für diese Zahlen alle Menschen ab 65 Jahren einschließlich derjenigen, die 
noch erwerbstätig sind. In die zu Grunde gelegte Einkommensermittlung fließt neben 
allen Einkommensformen auch der kalkulierte Wohnwert selbst genutzten Wohneigen-
tums ein. Dadurch werden die Einkommen zwischen Personen mit und ohne Wohn-
eigentum vergleichbar.  

Tabelle 1: 

Anteil der Personen unter der Armutsgrenze 2007 in Prozent 

 West Ost Deutschland 

Frauen 65 Jahre und älter 13,5 15,9 14,0 

Männer 65 Jahre und älter 11,4 10,3 11,2 

Personen ab 65 Jahre insgesamt 12,5 13,2 12,7 

Gesamtbevölkerung 12,9 19,5 14,0 

Quelle: Berechnungen der Autoren mit Daten des SOEP. 

Die Tabelle zeigt, dass die Armutsrisikoquote alter Menschen in Westdeutschland unge-
fähr der Armutsrisikoquote der dortigen Gesamtbevölkerung entspricht, während in 
Ostdeutschland alte Menschen deutlich weniger armutsgefährdet sind als der dortige 
Bevölkerungsdurchschnitt, aber mehr als im Westen. Unter den älteren Frauen ist die 
Armutsrisikoquote erheblich höher als unter den älteren Männern, wobei dieser Abstand 
im Osten größer ist als im Westen. 

Es stellt sich die Frage, ob Einkommensarmut gerade bei älteren Menschen durch Ver-
mögen ausgeglichen werden könnte. So könnte ein vorhandenes Vermögen im Alter an-
gegriffen werden, um fehlendes Einkommen zu kompensieren. Der Aufbau eines Ver-
mögens mit dem Ziel, aus dessen Auflösung im Alter den Konsum zu finanzieren, kann 
– beispielsweise für Selbstständige – ein rationales Vorsorgeverhalten sein. Auch im 
Sozialhilferecht wird auf diese Möglichkeit Bezug genommen, indem Vermögens-
bestände bis zu einem vorgegebenen Schonvermögen aufgebraucht werden müssen, ehe 
ein Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung besteht. 
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Im Rahmen des SOEP werden Fragen zum Vermögen nicht regelmäßig gestellt. Ledig-
lich der Wohnwert selbstgenutzten Wohneigentums wird jährlich erfasst und in der 
Einkommensberechnung, die Tabelle 1 zu Grunde liegt, berücksichtigt. Bisher wurden 
nur in den Jahren 2002 und 2007 ausführliche Fragen zu anderen Formen des Vermö-
gens gestellt. Eine Untersuchung mit den Daten von 2007 zeigt, dass von den Über-65-
Jährigen, die nach dieser Befragung unter der einkommensmäßigen Armutsgrenze 
lagen, 7,6% ein solches Vermögen über 10 000 Euro besaßen. Nur 1,4% der alten 
Menschen unter der Armutsgrenze hatten ein solches Vermögen über 50 000 Euro.4 
Bedenkt man, dass Vermögensbestände nur einmalig für Konsumzwecke aufgelöst 
werden können, so kann angesichts dieser Zahlen davon ausgegangen werden, dass die 
Kompensation von Einkommensarmut durch Vermögensreichtum nur eine geringe 
Rolle spielt. Sie wird im Folgenden deshalb vernachlässigt. 

Einflussfaktoren der Alterseinkommen 

Um zu ermitteln, welche Faktoren in welchem Ausmaß für Armut im Alter verantwort-
lich sind, wird eine Regressionsanalyse mit den SOEP-Daten aus der Erhebung 2008 
durchgeführt. Darin werden verschiedene mögliche Faktoren aus dem privaten Leben 
bzw. aus der Erwerbsbiografie bezüglich ihres Einflusses auf das Alterseinkommen 
einer Person hin untersucht. 

Abhängige Variable in den Schätzungen ist das äquivalenzgewichtete Einkommen der 
einzelnen Haushaltsmitglieder aus Haushalten mit Personen ab 65 Jahren. Die in der 
Erhebung 2008 erfragten Einkommensvariablen beziehen sich auf das Vorjahr, also 
2007. Entsprechend werden nur Personen einbezogen, die 2007 mindestens 65 Jahre alt 
waren. Das personenbezogene Einkommen leitet sich unter Verwendung der modi-
fizierten OECD-Skala aus dem Haushaltseinkommen ab. Um zu verhindern, dass die 
Einkommensgröße durch Erwerbseinkommen jüngerer Haushaltsmitglieder verzerrt 
wird, werden nur solche Personen in die Untersuchung einbezogen, die in Haushalten 
leben, in denen keine jüngeren Personen wohnen. Hierbei wird von der Überlegung 
ausgegangen, dass sich der ganz überwiegende Teil der Bevölkerung ab 65 Jahren im 
Ruhestand befindet. Diese Annahme ist nur teilweise zu rechtfertigen, da auch Personen 
in die Untersuchung einbezogen werden, die zwar älter als 65 Jahre sind, aber gleich-
wohl noch einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Hierzu zählen insbesondere einige Frei-
berufler und Selbstständige. In einer zweiten Regression werden als abhängige Variable 
ausschließlich Einkommen aus erwerbsbezogenen Renten und Beamtenpensionen (aber 
ohne Hinterbliebenenrenten) verwendet. Aus den Unterschieden in beiden Regressions-
ergebnissen kann dann annäherungsweise geschlossen werden, in welchem Ausmaß 
zusätzliche Einkommen aus Vermögen dazu beitragen, der Altersarmut zu entgehen.  

Tabelle 2 gibt einen Überblick über die in der Regressionsanalyse verwendeten Variab-
len. 

                                                 
4 Auch diese Vermögenswerte wurden entsprechend der modifizierten OECD-Skala äquivalenzgewichtet. 
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Tabelle 2: 

Variablen in der Regressionsanalyse 

Variable Beschreibung  SOEP-Code 

Gesamteinkommen im 
Alter 

Gesamtes Alterseinkommen pro Monat I1110208 + 
I1110508 

Erwerbsbezogene 
Renten und Pensionen 

Einkommen aus erwerbsbezogenen Renten und 
Pensionen pro Monat 

IOLDY08 

Vollzeit-
Erwerbstätigkeit 

Arbeitsmarkterfahrung Vollzeit in Jahren EXPFT08 

Vollzeit-
Erwerbstätigkeit 
quadriert 

Arbeitsmarkterfahrung Vollzeit in Jahren quadriert  

Teilzeit-Erwerbstätigkeit Arbeitsmarkterfahrung Teilzeit in Jahren EXPPT08 

Teilzeit-Erwerbstätigkeit 
quadriert 

Arbeitsmarkterfahrung Teilzeit in Jahren quadriert  

Geschlecht Dummyvariable mit Mann = 1, Frau = 0 SEX 

Kinder Zahl der Kinder, die eine Frau im Lauf des Lebens hat (Spelldaten aus 
BIOBIRTH.dta) 

Beamte Dummyvariable mit dem Wert Eins, wenn die Person 
mindestens in einem Jahr Beamte/r war 

STIB84 bis 
STIB08 

Selbstständig Dummyvariable mit dem Wert Eins, wenn die Person 
mindestens in einem Jahr selbstständig war 

STIB84 bis 
STIB08 

Scheidung Zahl der Ehescheidungen im Leben (Spelldaten aus 
BIOMARSY.dta) 

Ehe Dummyvariable: Eins, wenn aktuell verheiratet D1110408 

Witwe/r Dummyvariable: Eins, wenn verwitwet D1110408 

Lehre Dummyvariable: Eins, wenn abgeschlossene Lehre YPBBIL01,  
YPBBIL02, 
YPBBIL03 

Studium Dummyvariable: Eins, wenn Hochschulabschluss YPBBIL01,  
YPBBIL02, 
YPBBIL03 

Ost Dummyvariable: Eins, wenn sich der Haushalt in Ost-
deutschland (einschl. Ost-Berlin) befindet. 

Aus YBULA 

Verschiedene Interak-
tionsterme zwischen 
Ostdeutschland und 
anderen erklärenden 
Variablen 

  

 

Das Einkommen pro Person leitet sich aus den Haushaltseinkommen her, sodass im 
Ergebnis allen Mitgliedern eines Haushalts dasselbe Einkommen zugeschrieben wird. 
Daraus ergibt sich die Konsequenz, dass eine entsprechende haushaltsbezogene 
Ermittlung auch bei den meisten unabhängigen Variablen durchgeführt werden muss. 
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Die entsprechenden Variablen des Modells werden ebenfalls haushaltsbezogen äqui-
valenzgewichtet den Haushaltsmitgliedern zugeordnet. 

Um mögliche nicht-lineare Effekte zu erfassen, gehen die Jahre der Vollzeit- und der 
Teilzeit-Erwerbsarbeit jeweils linear und quadriert in die Regressionsgleichung ein. Mit 
zunehmender Dauer der Beschäftigung dürften die Alterseinkommen zunehmen. Mög-
licherweise wird dieser Effekt mit zunehmender Dauer der Erwerbszeiten stärker oder 
schwächer, was wir durch Hinzunahme der quadrierten Werte testen. Für beide Beschäf-
tigungsformen – Anzahl der Jahre in Vollzeit- bzw. Teilzeitbeschäftigung – wird entspre-
chend verfahren. Erwartet wird insbesondere ein positiver Effekt der Vollzeitbeschäfti-
gung sowohl für das gesamte Alterseinkommen als auch für die erwerbsbezogenen Renten 
und Pensionen und somit eine Verringerung des Risikos späterer Altersarmut.  

Weitere mögliche Determinanten für das zukünftige Alterseinkommen bzw. die 
Einkommenshöhe sind der Erwerbsstatus, unterschieden nach Beamte und Selbst-
ständige, die formale Qualifikation der Personen, unterschieden danach, ob eine abge-
schlossene Lehre und/ oder ein abgeschlossenes Hochschulstudium vorliegt, und der 
Familienstatus der in die Untersuchung eingezogenen Personen, unterschieden nach 
verheiratet, verwitwet bzw. geschieden. 

Als ein Grund für eine mögliche Einkommensarmut im Alter kann die Anzahl der Kin-
der gesehen werden, die eine Lebensgemeinschaft im Laufe ihres Lebens großgezogen 
hat. Der Grund hierfür ist, dass Kinder im Haushalt das pro Kopf verfügbare Einkom-
men der Lebensgemeinschaft verringern und somit ein geringerer Spielraum für die El-
tern verbleibt, während dieser Zeit Kapital für die Alterssicherung aufzubauen. Ange-
sichts der Datenverfügbarkeit des SOEP wird dabei aber lediglich die Zahl der Kinder, 
die eine Frau im Laufe des Lebens geboren hat, als Variable verwendet. 

Die Region (Ost- oder Westdeutschland) wird überwiegend in Form von Interaktions-
termen einbezogen. So werden Interaktionsterme für den Ostdeutschland-Dummy mit 
der Vollzeit- und Teilzeitarbeit, sowie deren quadrierten Werten, mit dem Geschlecht, 
der Kinderzahl, dem Beamtenstatus, der Selbstständigkeit, den Scheidungen, Ehe, Ver-
witwung, Lehre und Studium gebildet. Ein zusätzlicher Ost-Dummy fängt die Effekte 
auf, die durch diese Interaktionsterme nicht erfasst sind. Befragte aus Berlin werden bei 
der Zuordnung zu Ost- oder Westdeutschland entsprechend den früheren Gebiets-
ständen zugeordnet. 

Bei den Variablen „Beamte“ und „Selbstständige“ weist der Datensatz erhebliche Lü-
cken auf. Der Grund hierfür ist, dass die Kenntnis des früheren Berufsstatus – und damit 
die Erfassung im SOEP Datensatz – davon abhängt, ob die betreffende Person in der be-
ruflich aktiven Lebensphase im SOEP erfasst wurde oder nicht. Dies trifft allerdings auf 
viele Ruheständler im Datensatz von 2008 nicht zu. Da das SOEP in der Welle 2000 
(mit dem Sample F) deutlich erweitert wurde, befanden sich sehr viele der 2008 er-
fassten Personen über 65 Jahren bereits im Ruhestand als sie erstmalig in die Befragun-
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gen des SOEP aufgenommen wurden. Für diese Personen ist deshalb der frühere beruf-
liche Status unbekannt. In den Regressionen werden diese Lücken in den Daten durch 
das Verfahren der multiplen Imputation aufgefüllt (vgl. Rubin 1976, 1987).5 

Der Grund für eine multiple Imputation ist , dass im Falle von Datenauswertungen, die 
vollständige Datensätze verlangen, bei fehlenden Daten oftmals viele Variablen und 
Beobachtungen nicht berücksichtigt werden können. Sind die Ausfälle nicht zufällig, 
dann kommt es zu einer Verzerrung der Schätzergebnisse. Um diesen Informations-
verlust zu kompensieren, werden die fehlenden Werte eines Datensatzes vervollständigt 
(vgl. Gartner und Scheid 2003). Unter Beachtung des von Rubin (1987) vorgeschlage-
nen Verfahrens zur Ermittlung der mindestens benötigten Anzahl von Iterationen in 
Abhängigkeit vom Anteil der fehlenden Werte an den Gesamtbeobachtungen, wurden 
zwanzig verschiedene Datensätze erzeugt. 

Ein Vergleich der Regressionsergebnisse mit multipler Impution mit jenen ohne die 
Imputation zeigt, dass die Ergebnisse für die anderen unabhängigen Variablen recht ro-
bust sind. Die (ohnehin marginalen) Unterschiede zwischen den Ergebnissen einer Re-
gression mit vielen Beobachtungen und Imputation und einer Regression mit nur den 
wenigen vollständigen Beobachtungen entsprechen außerdem den Unterschieden, die 
sich bei Verzicht auf die Variablen „Beamte“ und „Selbstständige“ zwischen den Er-
gebnissen einer Regression mit vielen Beobachtungen und einer Regression mit den 
wenigen Beobachtungen ergeben. Auch dies bestätigt, dass das Imputationsverfahren zu 
keinen Verzerrungen führt. 

Um die Verzerrung der Ergebnisse durch Ausreißer zu vermeiden, werden zusätzlich 
Beobachtungen, bei denen in allen 20 Durchläufen der Imputation die Residuen einen 
Wert, der betragsmäßig über dem Fünffachen des Standardfehlers liegt, aus der Regres-
sion entfernt. Insgesamt werden dadurch bei der Regression der Alterseinkommen 462 
Beobachtungen entfernt. Es bleiben 3 357 Beobachtungen in der Regression enthalten. 
Bei der Regression der erwerbsbezogenen Renten und Pensionen gehen dadurch 294 
Beobachtungen verloren. Es bleiben hier 3 365 Beobachtungen für die Schätzung be-
stehen. 

                                                 
5  Bei der multiplen Imputation wird im Gegensatz zur einfachen Imputation fehlender Werte durch den 
Ansatz von Rubin zusätzlich die Unsicherheit berücksichtigt, mit der die fehlenden Werte ersetzt wer-
den. Hierzu dienen die Kovarianzen des Modells sowie die Varianzen der Parameterschätzungen. An-
stelle eines vollständigen Datensatzes werden mehrere „vervollständigte“ Datensätze erzeugt. Die 
fehlenden Werte werden dabei aus einer Verteilung gezogen, die a priori zu spezifizieren ist. Dieses 
Verfahren wird mehrfach wiederholt und der sich jeweils ergebende Datensatz gespeichert. In einem 
nächsten Schritt wird dann mit diesem Datensatz die Regression geschätzt und die Parameterschätzun-
gen gespeichert. Für jeden Datensatz erhält man somit eine unterschiedliche Parameterschätzung, die 
für das zugrunde gelegte Modell die entsprechende Unsicherheit widerspiegelt. Die unterschiedlichen 
Schätzergebnisse werden anschließend zur Ermittlung von „durchschnittlichen“ Parameterschätzungen 
sowie deren Streuung zusammengefasst. Für die Durchführung dieses Verfahrens wurde auf die in 
Stata 11 zur Verfügung stehende Software zurückgegriffen, die nach dem Algorithmus von Royston 

(2004) programmiert ist. 
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Für die Regressionen werden alle Beobachtungen mit den im SOEP zur Verfügung ge-
stellten aktuellen Hochrechnungsfaktoren gewichtet, (Gewichte aus der Welle des Jah-
res 2008). Dies gewährleistet, dass die Regressionsergebnisse sich nicht auf die Stich-
probe beziehen, sondern für die entsprechende Grundgesamtheit interpretiert werden 
können. Da Querschnittsregressionen üblicherweise mit dem Problem der Hetero-
skedastizität behaftet sind, werden die Standardfehler bzw. die Varianz-Kovarianz-
Matrix mit dem heteroskedastizitäts-konsistenten Kovarianzschätzer von White (1980) 
ermittelt. Hierdurch ist es möglich, eine korrekte Inferenz bezüglich der geschätzten 
Koeffizienten und Effekte durchzuführen. 

Regressionsergebnisse 

Tabelle 3 fasst die Regressionsergebnisse für die Personen ab 65 Jahre für ihr Einkom-
men im Jahr 2007 zusammen.6 

Die Dauer der Vollzeit-Erwerbstätigkeit erweist sich erwartungsgemäß als hochsignifi-
kant für die Höhe erwerbsbezogenen Renten und Pensionen, allerdings nicht für die ge-
samten Alterseinkommen. Ein zusätzliches Jahr Vollzeit-Arbeit erhöht Rente und Pen-
sion um fast 27 Euro monatlich. Damit reproduziert unsere Regression fast exakt die 
Höhe des im Jahr 2007 aktuellen Rentenwerts.7 Teilzeitarbeit hat keinen signifikanten 
Effekt auf die Alterseinkommen. 

Für das Geschlecht zeigt sich eine Begünstigung von Männern nur bei den erwerbsbe-
zogenen Renten und Pensionen, nicht aber bei den Alterseinkommen insgesamt. Kinder 
lassen sich für das Alter als Einkommensrisiko identifizieren. Dabei mindern sie nicht 
das Einkommen aus lohnbezogenen Renten, aber das Gesamt-Alterseinkommen. Dies 
ist plausibel: Erziehungszeiten werden teilweise bei der Rente als Anwartschaftszeiten 
anerkannt. Längere Erwerbsunterbrechungen durch Kinder-Pausen werden bereits durch 
die Variablen zur Vollzeitarbeit erfasst, sodass bei den lohnbezogenen Renten und Pen-
sionen kein zusätzlicher Kinder-Effekt signifikant auftritt. Hingegen schmälern Kinder 
zusätzlich die Möglichkeit der Altersvorsorge durch Ersparnisbildung und senken da-
durch auch eigenständig signifikant die Höhe der Alterseinkommen insgesamt. Die sehr 
große Bedeutung, die Kinder bei der Pflege und bei der Aufrechterhaltung sozialer 
Teilhabe alter Menschen (als Faktor der Armutsverhinderung) haben, wird dadurch 
nicht in Frage gestellt. 

  

                                                 
6 Zusätzlich wurde diese Regression auch ohne die Interaktionsterme gerechnet. Dabei zeigte sich, dass 
alle relevanten Ergebnisse robust sind. Die Ergebnisse dieser Regression stellen wir auf Anfrage gern 
zur Verfügung.  

7 Der aktuelle Rentenwert ist der Eurobetrag, den ein Rentner aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
monatlich für ein Jahr sozialversicherungspflichtige Erwerbstätigkeit zum Durchschnittslohn erhält. 
Dieser lag nach dem 1. Juli 2007 im Westen bei 26,27 Euro, im Osten bei 23,09 Euro. 
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Tabelle 3: 

Ergebnisse der Regressionen: Koeffizienten, t-Werte in Klammern. 

Unabhängige Variable Gesamteinkommen im Alter Erwerbsbezogene 

Renten und Pensionen 

Konstante 1075,51*** (9,53) 417,26*** (4,50) 

Vollzeitarbeit 10,67 (1,32) 26,70*** (5,43) 

Vollzeitarbeit quadriert -0,20 (-1,06) -0,33*** (-3,07) 

Teilzeitarbeit -1,86 (-0,34) -3,62 (-0,70) 

Teilzeitarbeit quadriert 0,03 (0,15) 0,24 (1,09) 

Geschlecht (1 = männlich) -51,63 (-0,54) 273,69*** (3,55) 

Kinder -70,75*** (-3,30) -28,21 (-1,50) 

Beamte 557,54*** (3,37) 704,98*** (4,28) 

Selbstständig 214,77** (1,97) -223,87*** (-3,03) 

Scheidung -161,25*** (-3,92) -76,82** (-1,97) 

Ehe 233,42*** (2,88) 193,04*** (2,70) 

Witwe/r 316,08*** (3,92) -221,02*** (-3,22) 

Lehre 291,02*** (5,43) 227,15*** (5,24) 

Studium 1226,07*** (9,44) 794,06*** (7,29) 

Ost -418,37** (-2,54) -107,15 (0,76) 

Vollzeitarbeit x Ost -8,31 (-0,77) -7,87 (-0,94) 

Vollzeitarbeit quadriert x Ost 0,25 (1,13) 0,16 (0,99) 

Teilzeitarbeit x Ost 23,16** (2,53) 12,80* (1,71) 

Teilzeitarbeit quadriert x Ost -0,75** (-2,02) -0,42 (-1,39) 

Geschlecht x Ost 170,48 (1,44) 6,85 (0,07) 

Kinder x Ost 61,50** (2,19) 16,78 (0,68) 

Beamte x Ost -133,59 (-0,34) -361,85 (-1,12) 

Selbstständig x Ost -190,21 (-1,43) 118,70 (1,20) 

Scheidung x Ost 242,06*** (2,90) 143,19* (1,88) 

Ehe x Ost 97,22 (0,88) 122,95 (1,26) 

Witwe/r x Ost 193,57* (1,76) 264,50*** (2,82) 

Lehre x Ost -301,49*** (-4,34) -225,43*** (-4,18) 

Studium x Ost -737,38*** (-5,24) -398,48*** (-3,45) 

R2 0,2802  0,4346  

N 3357  3365  

*/**/*** = signifikant auf dem 10-/5-/1-Prozent-Niveau; Datenquelle: SOEP 2009. 

Quelle: Berechnungen der Autoren.  

Der Status „Beamter“ bewirkt, dass das Einkommen aus Renten und Pensionen über 
700 Euro monatlich und das Gesamteinkommen 558 Euro monatlich höher ausfällt im 
Vergleich zu den anderen Kategorien der Beschäftigung. War man im Erwerbsleben 
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selbstständig, so führt dies im Durchschnitt zu einem um monatlich 215 Euro höheren 
Einkommen im Alter, aber umgekehrt auch zu einer deutlich niedrigeren Altersrente. 
Dies ist ein Indiz dafür, dass Selbstständigkeit zu einer anderen, im Durchschnitt aber 
nicht schlechteren Form der Alterssicherung führt als abhängig Beschäftigte sie haben. 

Scheidungen scheinen das Alterseinkommen negativ zu beeinflussen. Verwitwete Per-
sonen haben signifikant höhere Alterseinkommen, aber niedrigere erwerbsbezogene 
Renten. In letzteren sind Witwenrenten nicht enthalten. Ehen wirken positiv auf Renten 
und Alterseinkommen insgesamt. 

Ausbildung und Studium machen sich im Alter in hohem Maße bezahlt. Vermutlich 
hängen die früheren Erwerbseinkommen und damit sowohl die Rentenanwartschaften 
und Pensionsansprüche als auch Möglichkeiten der Privatvorsorge signifikant vom 
Ausbildungsgrad und den häufig damit verbundenen höheren Erwerbseinkommen ab. 

Das Leben in den östlichen Bundesländern beeinflusst vor allem über die Interaktions-
terme die Alterseinkommen negativ. Lehre und Studium sind im Osten signifikant 
schwächer einkommensfördernd als dies für Gesamtdeutschland feststellbar ist. Ver-
mutlich wirkt sich hier die relativ gleichmäßige Einkommensverteilung in der DDR aus. 
Höhere Berufsabschlüsse führten in der DDR nur in geringerem Umfang zu höheren 
Löhnen. Da sich die Rentenpunkte nach den hochgerechneten Erwerbseinkommen aus 
DDR-Zeiten richten, sind Studium und Ausbildung im Osten für die heutigen Alters-
einkommen signifikant weniger förderlich als bezogen auf Gesamtdeutschland. 

Insgesamt sind die Alterseinkommen im Osten signifikant niedriger als im Westen, was in 
den Koeffizienten sowohl zu den meisten Interaktionstermen als auch dem Ost-Dummy 
(der den nicht schon in den Interaktionstermen enthaltenen Rest-Effekt abbildet) deutlich 
wird. Der Ost-Dummy ist für die Gesamteinkommen negativ signifikant, nicht aber für 
die erwerbsbezogenen Renten und Pensionen. Dies ist ein Indiz dafür, dass insbesondere 
die Vermögenseinkommen im Osten deutlich niedriger sind als im Westen. 

Die Regression zum Gesamteinkommen weist einen geringeren Wert für das Be-
stimmtheitsmaß R2 als die Regression nur der erwerbsbezogenen Renten und Pensionen 
auf. Dies ist verständlich, da die hier erfassten biografischen Faktoren auf die Höhe der 
erwerbsbezogenen Renten und Pensionen stärker wirken als auf die Kapitaleinkommen. 
Letztere sind zusätzlich durch Erbschaften und die Arten der Kapitalanlage beeinflusst. 
Insgesamt erweist sich die angewendete Methode als leistungsstark. Obwohl keine Da-
ten für frühere Erwerbseinkommen als erklärende Variablen einfließen und die Vorsor-
gemöglichkeiten nur mit der Zahl der Erwerbsjahre und Dummyvariablen zu Berufs-
abschlüssen erfasst werden, gelingt es, fast die Hälfte der Varianz der erwerbsbezoge-
nen Renten und Pensionen zu erklären. 
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4. Eine Projektion für das Jahr 2023 

Im zweiten Abschnitt wurde bereits darauf hingewiesen, dass wachsende Armutsrisiken 
bei alten Menschen für die Zukunft zu erwarten sind. Deshalb soll in diesem Abschnitt 
über die Analyse aktueller Altersarmut hinaus gegangen werden indem auf der Basis 
heutiger Erkenntnisse eine Projektion des Umfangs künftiger Altersarmut erfolgt. Wir 
versuchen dabei, für die Menschen, die im Jahr 2008 in der ersten Hälfte ihrer 50er 
Jahre standen, deren Einkommen für einem Zeitpunkt zu ermitteln, zu dem sie voll-
ständig das Ruhestandsalter erreicht haben werden. Dieses Verfahren erlaubt es, für 
einen begrenzten Personenkreis und einen überschaubaren Zeitraum künftige Gefahren 
der Altersarmut zu identifizieren.  

Methode 

Unsere Projektion künftiger Altersarmut bezieht sich auf die Personen im Alter zwi-
schen 65 und 70 Jahren. Die Panelstruktur des SOEP erlaubt es, für die (im Jahr 2008 
befragten) 65- bis 70-Jährigen des Jahres 2007 Daten aus dem Jahr 1992 heranzuziehen, 
also dem Jahr, in dem sie zwischen 50 und 55 Jahre alt waren.8 So lässt sich mit einer 
Regressionsanalyse ermitteln, welche im Jahr 1992 erhobenen biografischen Daten für 
ihr Einkommen im Jahr 2007 bedeutsam waren. Die im Jahr 1992 erhobenen Daten 
umfassen dabei verschiedene biografische Daten sowie Einkommensgrößen aus dem 
Vorjahr (also 1991). Mit Hilfe der so ermittelten Koeffizienten werden im zweiten 
Schritt für die Befragungsteilnehmer, die bei der Befragung im Jahr 2008 zwischen 50 
und 55 Jahre alt waren, Alterseinkommen geschätzt, die sie 15 Jahre später, also im Jahr 
2023 haben werden. Damit lässt sich prognostizieren, wie sich die Änderung der 
beruflichen Verhältnisse, familiärer Umstände u. a. im Zeitverlauf auf die Altersein-
kommen auswirken. Unterstellt ist hierbei, dass für die 50- bis 55-Jährigen des Jahres 
2008 erwerbsbiografische Faktoren in gleicher Weise auf ihre künftigen Alterseinkom-
men wirken wie dies für die 65- bis 70-Jährigen des Jahres 2007 der Fall war. 

Alle Einkommensdaten – sowohl für 1992 als auch für 2007 und folglich in der Projek-
tion für 2023 – werden mit dem jeweiligen gesamtdeutschen Medianeinkommen stan-
dardisiert, also in Relation zum jeweiligen Medianeinkommen ausgedrückt. Dadurch 
wird das Problem vermieden, Prognosen über künftige Wachstums- oder Inflationsraten 
abgeben zu müssen.9 Zugleich ist dies eine sachgemäße Berücksichtigung des relativen 
Armutsbegriffs, wie er bereits oben verwendet wurde. Mit diesem Verfahren soll aus 
                                                 
8 Wir verwenden Daten aus den SOEP-Befragungen 1992 und 2008. Die jeweiligen Einkommensdaten 
beziehen sich immer auf das Vorjahr, sodass wir mit Einkommensdaten von 1991 und anderen Daten 
von 1992 das Einkommen von 2007 erklären. Mit den dabei ermittelten Regressionskoeffizienten 
projizieren wir dann aus Einkommensdaten von 2007 und anderen Daten von 2008 das Einkommen 
des Jahres 2023. 

9 Lediglich durch die Berücksichtigung des Nachhaltigkeitsfaktors (siehe unten) geht indirekt die 
Prognose der künftigen Arbeitsmarktentwicklung ein, die im Rentenversicherungsbericht 2009 der 
Bundesregierung zu Grunde gelegt wird. 



 

__________________________________________________________________   IWH 

 

IWH-Diskussionspapiere 8/2010 19 

der relativen Einkommensposition eines Menschen zum aktuellen Zeitpunkt seine künf-
tige relative Einkommensposition im Alter prognostiziert werden. Dieses Verfahren hat 
Ähnlichkeiten mit dem von Krenz, Nagl und Ragnitz verwendeten Verfahren mit Be-
zugnahme auf Rentenpunkte, die ebenfalls ein Maß für die relative Einkommensposi-
tion darstellen. Wir verzichten dadurch an zentraler Stelle auf die Verwendung von Eu-
robeträgen und vermeiden die damit verbundenen Probleme wie Deflationierung und 
Prognose künftiger Wachstumsraten. Indem sich der hier verwendete Ansatz allerdings 
auf das Gesamteinkommen bezieht, kann er auch Armutsrisiken durch die Verschiebung 
zwischen den Einkommensarten besser berücksichtigen, was durch die Beschränkung 
auf die gesetzliche Rente bei Krenz, Nagl und Ragnitz nicht möglich ist. So betrachten 
wir neben den Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung, Pensionen, Betriebs-
renten und privater Altersvorsorge auch alle anderen Formen von Kapitaleinkommen, 
noch vorhandene Erwerbseinkommen und den Wohnwert selbst genutzten Wohneigen-
tums. Dadurch kann Altersarmut vergleichsweise umfassend eingeschätzt werden. 

Um wieder den Einfluss von Erwerbseinkommen jüngerer Haushaltsmitglieder auszu-
schließen, werden auch hier nur Haushalte einbezogen, in denen keine Personen unter 
der Altersgrenze leben. Für die Projektion werden dementsprechend nur Haushalte des 
Jahres 2008 mit Mitgliedern verwendet, die 50 Jahre oder älter sind. Allerdings wird 
davon ausgegangen, dass Haushaltsmitglieder unter 35 in der Regel Kinder sind, die bis 
zum Ruhestand der Eltern den Haushalt verlassen. Deshalb werden Haushalte mit Mit-
gliedern bis 35 Jahren im Sample gelassen, aber angenommen, dass diese jüngeren Per-
sonen bis zum Jahr 2023 ausziehen. Ein heuristischer Vergleich zwischen den beiden 
Kohorten zeigt, dass die Änderungen der Haushaltsstrukturen mit dieser Bereinigungs-
methode sehr ähnlich werden. Dies deutet darauf hin, dass der vorgeschlagene Weg 
plausibel ist und nicht zu verzerrten Ergebnissen führt.10 

Der nächste Schritt in der Projektion besteht in einer Regressionsschätzung für die Per-
sonen, im Jahre 2007 zwischen 65 und 70 Jahre alt waren auf Erklärungsfaktoren, die 
auf diese Personengruppe im Jahr 1991/92 zutrafen, als sie zwischen 50 und 55 Jahren 
alt waren. Die erklärenden Variablen sind u.a. die verschiedenen Einkommen der 
Personen, die Form der Erwerbstätigkeit, Familienstatus etc. Die wesentlichen Informa-
tionen über diese Gleichung sind im Anhang ausgewiesen. Diese Regression wurde nur 
für die Personengruppe geschätzt, die sowohl 1992 als auch 2008 im Datensatz 
enthalten war. Somit verringerte sich die Anzahl der Beobachtungen auf 427 Personen. 
Der Erklärungsgehalt dieser Regression war mit einem Bestimmtheitsmaß von 0,64 
dennoch erstaunlich gut für eine Querschnittsregression. 

Für diese Regression wurden in der abhängigen Variablen die Alterseinkommen des 
Jahres 2007 um einen Betrag von 7,4% der erwerbsbezogenen Renten und Pensionen 
gekürzt. Dadurch wird die gesetzlich vorgesehene Dämpfung künftiger Renten-
steigerungen bereits bei der Ermittlung der Regressionskoeffizienten einberechnet. So 
                                                 
10 Die dies betreffenden Berechnungen stellen wir auf Anfrage gern zur Verfügung. 
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sollen in den Jahren 2011 bis 2014 die Rentenerhöhungen durch Einbeziehung der ver-
größerten Förderfähigkeit der Riesterrente um rund 2,6 Prozentpunkte gedämpft wer-
den. Aus bislang unterbliebenen Rentenkürzungen kommt ein Nachholbedarf von 
1,75% hinzu. Außerdem soll der Nachhaltigkeitsfaktor in der Rentenanpassungsformel 
dafür sorgen, dass wegen des demografischen Wandels die Renten schwächer steigen. 
Nach der Prognose aus dem Rentenversicherungsbericht 2009 der Bundesregierung 
ergibt sich durch den Nachhaltigkeitsfaktor zwischen 2009 und 2023 kumuliert eine 
Dämpfung um 3,3% (vgl. BMAS 2009, Übersicht B 17). Nimmt man diese Dämp-
fungen zusammen, ergibt sich eine Rentendämpfung bis 2023 um 7,41%. 

Die geschätzten Regressionskoeffizienten werden dann mit den entsprechenden Va-
riablen der 50- bis 55-Jährigen des Jahres 2008 multipliziert. Damit wird geschätzt, wel-
chen Wert im Jahr 2023 die Alterseinkommen der dann 65- bis 70-Jährigen relativ zum 
Median haben werden.  

In unserer Rechnung wird implizit unterstellt, dass die Lohnquote bis 2023 den Wert 
des Jahres 2007 behält. Andernfalls müsste eine weitere Anpassung nach Maßgabe der 
Lohnquote erfolgen. Außerdem nehmen wir implizit an, dass eine Kompensation gerin-
gerer Ansprüche an die gesetzliche Rentenversicherung durch verstärkte private Vor-
sorge nicht gelingt. Dies wird durch die Studie von Corneo, Keese und Schröder (2009) 
gestützt und ist insbesondere bei Geringverdienern plausibel. Den Übergang zur nach-
gelagerten Rentenbesteuerung11 beziehen wir nicht ein, zumal die meisten Gering-
verdiener ohnehin kaum Einkommensteuer bezahlen. 

Mit unserem Verfahren können wir einige der im zweiten Abschnitt genannten Ursa-
chen wachsender Altersarmut erfassen: Der Wandel der Erwerbsbiografien und die 
wachsende Ungleichheit in der Einkommensverteilung zwischen den beiden betrachte-
ten Generationen wird erfasst durch die Einbeziehung der verschiedenen Einkommens-
arten. Für die Lohnquote verwenden wir implizit den Wert des Jahres 2007, verzichten 
also darauf, für ihre Entwicklung eine Prognose abzugeben. Ob sie auch in Zukunft als 
Ursache wachsender Armut wirkt, lassen wir damit offen. Die teilweise Umstellung auf 
Kapitaldeckung und der demografische Wandel werden dadurch berücksichtigt, dass die 
Dämpfungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel einbezogen werden. 

Im Vergleich zu bisherigen Studien gelingt es uns, durch die Verwendung der SOEP-
Daten umfassender als Krenz, Nagl und Ragnitz (2009), Geyer und Steiner (2010) und 
sogar als die AVID-Studie Einkommensarten zu berücksichtigen. Indem wir die Dämp-
fungsfaktoren der Rentenformel einbeziehen, können wir die durch sie entstehenden 
Armutsrisiken erfassen, was ebenfalls in den bisherigen Studien nicht gelingt. Dennoch 
ist eine Projektion über 16 Jahre mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. Die Ergeb-
nisse sollten deshalb nur vorsichtig als ungefähre Anhaltspunkte verstanden werden. 

                                                 
11 Dies ist die schrittweise Ausweitung der Rentenbesteuerung bei gleichzeitigem Abschmelzen der 
Steuerpflichtigkeit der Rentenversicherungsbeiträge. 
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Ergebnisse 

Die Tabellen 4 bis 6 zeigen die projizierten Armutsrisikoquoten für Gesamtdeutschland, 
West- und Ostdeutschland, jeweils zusätzlich nach Geschlechtern differenziert, im Ver-
gleich zu den mit SOEP-Daten ermittelten Ist-Werten des Jahres 2007. Für die Alters-
gruppe der 65- bis 70-Jährigen ergibt sich eine Zunahme der Altersarmut um fast 3 Pro-
zentpunkte auf 16,3%. Die Zunahme der Altersarmut betrifft überproportional Men-
schen in den östlichen Bundesländern, außerdem Männer stärker als Frauen. Das am 
meisten hervorstechende Ergebnis ist sehr starke Zunahme des Anteils der Personen 
unter der Armutsrisikoschwelle unter den ostdeutschen Männern. 

Tabelle 4: 
Anteil der Personen zwischen 65 und 70 Jahren unter der Armutsgrenze in Prozent in 
Gesamtdeutschland 

 2007 2023 

Frauen 65-70 Jahre 13,3 14,1 

Männer 65-70 Jahre 13,7 19,0 

65-70-Jährige insgesamt 13,4 16,3 

Projektion der Autoren auf Basis von Daten des SOEP.  

Tabelle 5: 
Anteil der Personen zwischen 65 und 70 Jahren unter der Armutsgrenze in Prozent in 
Westdeutschland 

 2007 2023 

Frauen 65-70 Jahre 13,5 14,7 

Männer 65-70 Jahre 13,7 17,8 

65-70-Jährige insgesamt 13,6 16,1 

Projektion der Autoren auf Basis von Daten des SOEP. 

Tabelle 6: 
Anteil der Personen zwischen 65 und 70 Jahren unter der Armutsgrenze in Prozent in 
Ostdeutschland 

 2007 2023 

Frauen 65-70 Jahre 12,4 11,5 

Männer 65-70 Jahre 13,4 23,6 

65-70-Jährige insgesamt 12,8 17,2 

Projektion der Autoren auf Basis von Daten des SOEP. 
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Wesentliche Ursachen der wachsenden Altersarmut dürfte die gestiegene Ungleichheit 
in den Erwerbs- und sonstigen Einkommen sein. Diese spiegelt auch die zunehmend 
löchrigen Erwerbsbiografien in Ostdeutschland wider. So zeigen die Daten in den Ta-
bellen 7 bis 9, dass im Osten die 50- bis 55-Jährigen des Jahres 2008 im Schnitt 
zweieinhalb Jahre kürzer Vollzeit gearbeitet haben, als dieselbe Altersgruppe des Jahres 
1992. Hinzu kommt, dass von den Dämpfungsfaktoren der Rentenanpassungsformel vor 
allem jene betroffen sind, deren künftiges Alterseinkommen fast nur aus Renten der 
GRV besteht und die kaum Möglichkeiten haben, diese Einkommensausfälle durch 
vermehrte Privatvorsorge auszugleichen. 

Allerdings gibt es auch Faktoren, die einer wachsenden Altersarmut entgegenwirken. So 
dürfte die zunehmende Frauenerwerbstätigkeit die Entwicklung aufhalten. Wie Tabelle 
4 zeigt sind Frauen vom Anstieg der Altersarmut weniger betroffen als Männer. Außer-
dem hat der Anteil der Akademiker zugenommen. Ein abgeschlossenes Studium erweist 
sich als hochsignifikanter Schutz vor Armut. So lag in der Gruppe der 50- bis 55-
Jährigen des Jahres 2008 der Anteil der Akademiker um fünf Prozentpunkte über dem 
in der Vergleichsgruppe des Jahres 1992. 

Tabelle 7: 
Strukturmerkmale der jeweiligen 50-55-Jährigen in Gesamtdeutschland 

 1992 2008 

Vollzeitarbeit in Jahren im Durchschnitt 23,3 22,5 

Abgeschlossenes Studium Anteil in % 15,3 20,7 

Berechnungen der Autoren auf Basis von Daten des SOEP. 

Tabelle 8: 
Strukturmerkmale der jeweiligen 50-55-Jährigen in Westdeutschland 

 1992 2008 

Vollzeitarbeit in Jahren im Durchschnitt 22,2 21,9 

Abgeschlossenes Studium Anteil in % 11,8 20,1 

Berechnungen der Autoren auf Basis von Daten des SOEP. 

Tabelle 9: 
Strukturmerkmale der jeweiligen 50-55-Jährigen in Ostdeutschland 

 1992 2008 

Vollzeitarbeit in Jahren im Durchschnitt 27,4 24,9 

Abgeschlossenes Studium Anteil in % 28,5 23,3 

Berechnungen der Autoren auf Basis von Daten des SOEP. 
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Einige überraschende Ergebnisse der hier präsentierten Zahlen sind vermutlich mit Ost-
West-Wanderungen zu erklären. So kann der dramatische Rückgang des Akademiker-
Anteils im Osten vermutlich durch Abwanderung erklärt werden. Auch könnte die Ent-
wicklung der Altersarmut für Ostdeutschland etwas überzeichnet sein: Sollten einige der 
in den Westen abgewanderten Arbeitskräfte im Ruhestand in den Osten zurückkehren, 
könnte dies dazu führen, dass die dortige Armutsrisikoquote niedriger ausfällt. 

Die uneinheitlichen und eher geringen Änderungen der Armutsrisikoquoten für Frauen 
zeigen an, dass hier positive und negative Einflussfaktoren zusammenkommen. Einer-
seits wächst der Anteil gut qualifizierter und erwerbstätiger Frauen, andererseits sind 
auch Frauen von steigender Arbeitslosigkeit und zunehmender Lohnspreizung betrof-
fen. Auch hier spielen Wanderungen eine Rolle, die vermutlich immer noch stärker als 
bei Männern durch die beruflichen Entscheidungen der Ehepartner beeinflusst werden. 

Der Richtung nach bestätigen unsere Ergebnisse die Befunde der bisherigen Studien, die 
ebenfalls das Hauptrisiko für zukünftige Altersarmut in Ostdeutschland sehen. Der her-
vorstechende dramatische Anstieg der Armutrisiken bei ostdeutschen Männern findet 
sich bereits in diesen Studien. So kommt die AVID 2005 zu dem Ergebnis, dass unter 
den ostdeutschen Männern der Anteil der Empfänger von Netto-Alterseinkommen unter 
600 Euro zwischen den Geburtsjahrgängen 1942/46 und 1952/56 von 1% auf 17% steigt 
(nach Deutsche Rentenversicherung/BMAS 2007, S. 166, Tab. 6-3). Krenz, Nagl und 
Ragnitz berechnen unter den alleinstehenden ostdeutschen Männern eine Zunahme des 
Anteils derjenigen, die bis zum Ruhestand weniger als 30 Rentenpunkte gesammelt 
haben, zwischen den Geburtsjahrgängen 1939/41 und 1955/57 von 1,34% auf 31,60% 
(vgl. Krenz, Nagl und Ragnitz 2009, S. 42, Tab. 1). Unser Befund einer Steigerung der 
Armutsrisikoquote im Alter bei ostdeutschen Männern von 13,4 auf 23,6 Prozent (bei 
uns zwischen den Jahrgängen 1937/42 und 1953/58) geht in dieselbe Richtung. Die 
Ursachen dieser hervorstechenden Verschlechterung der Alterseinkommen speziell 
ostdeutscher Männer sollten noch genauer erforscht werden. 
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5. Schlussfolgerungen 

Wir legen eine Projektion künftiger Altersarmut für die Generation der 50- bis 55-jähri-
gen Menschen des Jahres 2008 vor. Dabei gelingt es uns, einige Faktoren in die Projek-
tion einzubeziehen, die in bisherigen Studien in dieser Form nicht berücksichtigt werden 
konnten. Dazu zählen die Einbeziehung zusätzlicher Einkommensbestandteile (wie Ka-
pitaleinkünfte und der Wohnwert selbstgenutzten Wohneigentums) oder die Wirkung 
der Dämpfungsfaktoren in der Rentenanpassungsformel, die überproportional jene tref-
fen, deren Einkommen fast ausschließlich aus Renten der gesetzlichen Rentenversiche-
rung bestehen. 

Wachsende Altersarmut ist vor allem ein ostdeutsches Problem. Darin bestätigt unsere 
Studie bisherige Untersuchungen. Sie ist darauf zurückzuführen, dass in den ostdeut-
schen Bundesländern die heutige ältere Generation noch von ihren langen meist unter-
brechungsarmen Erwerbsbiografien in der DDR profitiert, während unter den jüngeren 
Menschen in Ostdeutschland längere Zeiten der Erwerbslosigkeit weiter verbreitet sind. 
In Westdeutschland hingegen lässt sich ein entsprechender Wandel der Erwerbsbiogra-
fien viel weniger feststellen. Der ostdeutsche Trend wird allerdings vermutlich dadurch 
etwas überzeichnet, dass gerade Personen mit längeren Erwerbsbiografien und guter 
Ausbildung in den Westen abgewandert sind und möglicherweise im Ruhestand zu-
rückkehren, sodass die entsprechenden Armutsrisikoquoten für Ostdeutschland günsti-
ger ausfallen könnten. 

Welche Wege könnte die Politik gehen, um eine Zunahme von Altersarmut zu verhin-
dern? Zwei unterschiedliche Ansätze können verfolgt werden, die sich gegenseitig eher 
ergänzen als ersetzen. Der erste Ansatz besteht darin, die Einflussfaktoren geringer Al-
terseinkommen zu beheben. So konnten wir belegen, dass eine bessere berufliche Quali-
fikation bei vielen Personen dem Armutsrisiko entgegenwirkt. Die Verhinderung un-
freiwilliger Arbeitslosigkeit ist ebenfalls ein Faktor, der Armut im Alter vorbeugt. Der 
zweite Ansatz besteht darin, das System der Grundsicherung in einer Weise weiterzu-
entwickeln, dass es in jedem Fall armutsfest wird. Die Kosten dieses zweiten Ansatzes 
werden umso geringer ausfallen je wirkungsvoller Schritte des ersten Ansatzes verwirk-
licht werden. 
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Anhang: Regressionsanalyse für die Projektion 

Zur Projektion der Alterseinkommen im Jahr 2023 wurde im ersten Schritt mit Hilfe ei-
ner Regression untersucht, wie die Einkommen der 65- bis 70-Jährigen des Jahres 2007 
von biografischen, familiären und Einkommensvariablen aus dem Jahr 1992 abhängen. 
Dabei werden als abhängige Variable nicht die Einkommen in Euro, sondern die Netto-
einkommen in Relation zum Medianeinkommen verwendet. Da wir mit den nach Haus-
haltgröße und -zusammensetzung äquivalenzgewichteten Individualdaten arbeiten, wird 
dabei auch auf die Daten aus 1992 die Haushaltszusammensetzung des Jahres 2008 an-
gewendet. Während Lohneinkommen individuell zugeordnet werden, ist dies für Kapi-
taleinkommen nicht immer möglich. Diese werden entsprechend der Haushaltszusam-
mensetzung des Jahres 1992 ohne Äquivalenzgewichtung auf alle Haushaltsmitglieder 
über 25 Jahre aufgeteilt. Ebenso werden private und öffentliche Transferzahlungen zu 
gleichen Anteilen auf alle Personen des Haushalts verteilt. Da für den Großteil der 1992 
50- bis 55-Jährigen zu 2008 mit Ausnahme des Auszugs von Kindern keine Änderung 
bezüglich der Haushaltsstruktur vorliegt, kann davon ausgegangen werden, dass even-
tuelle Ungenauigkeiten bei der individuellen Einkommenszurechnung die Ergebnisse 
nicht substantiell verzerren sollten. Bei Einkommen als erklärende Variable verwenden 
wir Bruttogrößen, da Nettoeinkommen im SOEP nicht individuell ermittelt werden. 

Um die Wirkung der Dämpfungsfaktoren der Rentenanpassungsformel zu berücksichti-
gen, werden bei der abhängigen Variable 7,41% der erwerbsbezogenen Rente 
abgezogen. Dadurch wird die Wirkung der Dämpfungsfaktoren bereits bei der Ermitt-
lung der Regressionskoeffizienten einbezogen. 

Eine besondere Problematik stellen die spezifischen Osteffekte dar, welche, wie die Re-
gression zu den Einflussfaktoren der Altersarmut zeigt, einen signifikanten Einfluss 
ausüben. In einem ersten Schritt werden die Haushalte anhand ihres Wohnbundeslandes 
Ost- oder Westdeutschland zugeordnet. Da im Datensatz, welcher für die Prognose-
gleichung verwendet wird, nur eine Person enthalten ist, welche von 1992 zu 2008 
zwischen Ost- und Westdeutschland den Wohnort wechselte, sollte die wegen fehlender 
vollständiger Daten zum Erwerbsverlauf nicht mögliche genaue Ost-West-Zuordnung 
unproblematisch sein. Beachtet werden muss jedoch, dass davon ausgegangen werden 
kann, dass der Einfluss der spezifischen Osteffekte in den kommenden Jahren abnimmt. 
Dafür wurden der Ost-Dummy und die Ostinteraktionsterme mit der Zahl der von der 
Person in der DDR verbrachten Jahre multipliziert.  

Zur Eliminierung des Einflusses von Ausreißern, wurden alle Beobachtungen, deren 
Residuum betragsmäßig über dem fünffachen Standardfehler liegt, entfernt. 
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Die Regressionsanalyse erbringt folgendes Ergebnis:  

Unabhängige Variablen: SOEP-Code Koeffizienten 

(in Klammern: t-Statistik) 

Arbeitseinkommen I1111092 0,21*** (5,03) 
Vermögenseinkommen I1110492 0,52*** (2,61) 
Kalkulatorische Miete I1110592 0,39*** (2,66) 
Private Transfers I1110692 0,09 (0,28) 
Öffentliche Transfers I1110792 0,11 (0,88) 
Gesetzliche Renten I1110892 0,44*** (2,78) 
Private Renten I1111792 1,11* (1,73) 
Ost X Arbeitseinkommen  -0,002* (-1,77) 
Ost X Vermögenseinkommen  0,02 (0,94) 
Ost X kalkulatorische Miete  0,03*** (2,77) 
Ost X öffentliche Transfers  -0,004 (-0,64) 
Ost X gesetzliche Renten  -0,01** (-2,19) 
Ost X private Renten  -0,01 (-0,57) 
Personen im Haushalt D1110692 0,002 (0,10) 
Kinder im Haushalt D1110792 0,11 (0,83) 
Ost X Personen im Haushalt  0,0005 (0,64) 
Ost X Kinder im Haushalt  -0,01* (-1,82) 
Wohnortwechsel zwischen West- und Ostdeutschland IBULA, 

YBULA 
-0,13 (-0,96) 

Geschlecht (1=männlich, 0=weiblich) SEX -0,13 (-1,57) 
Abgeschlossene Lehre IPBBIL01, 

IPBBIL02, 
IPBBIL03 

0,13*** (2,99) 

Abgeschlossenes Studium IPBBIL01,  
IPBBIL02, 
IPBBIL03 

0,32*** (2,77) 

Verheiratet D1110408 0,05 (0,89) 
Verwitwet D1110408 0,15 (1,26) 
Geschieden D1110408 -0,14 (-1,36) 
Selbstständig STIB92  -0,22** (-2,05) 
Beamte/r STIB92  0,52*** (3,78) 
Arbeiter/in STIB92  -0,20*** (-2,98) 
Angestellte/r STIB92  -0,10 (-1,08) 
Ost X Geschlecht  0,001 (0,48) 
Ost X abgeschlossene Lehre  -0,004*** (-2,70) 
Ost X abgeschlossenes Studium  -0,004 (-1,56) 
Ost X verheiratet  0,002 (0,89) 
Ost X verwitwet  0,002 (0,69) 
Ost X geschieden  0,003 (1,02) 
Ost X selbstständig  -0,001 (-0,40) 
Ost X Beamte/r  -0,01*** (-2,93) 
Ost X Arbeiter/in  0,003* (1,80) 
Ost X Angestellte/r  0,002 (0,99) 
Ost IBULA 0,001 (0,43) 
Konstante  0,48*** (5,64) 
N  427  
R2  0,6386  
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§ 18 LHO geltende Fassung 

 
Kreditermächtigungen 

 
(1) Einnahmen aus Krediten dürfen nur bis zur Höhe der Summe der Ausgaben für 
Investitionen in den Haushaltsplan eingestellt werden. Ausnahmen sind nur zulässig zur 
Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. In diesen Fällen ist im 
Gesetzgebungsverfahren zur Feststellung des Haushaltsplans insbesondere darzulegen, daß 

1. das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ernsthaft und nachhaltig gestört ist oder 
eine solche Störung unmittelbar bevorsteht, 

2. die erhöhte Kreditaufnahme dazu bestimmt und geeignet ist, die Störung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts abzuwehren. 
 

(2) Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welcher Höhe das Ministerium der Finanzen 
Kredite aufnehmen darf 

1. zur Deckung von Ausgaben, 
2. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft 

(Kassenverstärkungskredite). Soweit diese Kredite zurückgezahlt sind, kann die 
Ermächtigung wiederholt in Anspruch genommen werden. 
Kassenverstärkungskredite dürfen nicht später als sechs Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres, für das sie aufgenommen worden sind, fällig werden. 
 

(3) Die Ermächtigungen nach Absatz 2 Nr. 1 gelten bis zum Ende des nächsten 
Haushaltsjahres und, wenn das Haushaltsgesetz für das zweitnächste Haushaltsjahr nicht 
rechtzeitig verkündet wird, bis zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes. Die 
Ermächtigungen nach Absatz 2 Nr. 2 gelten bis zum Ende des laufenden Haushaltsjahres 
und, wenn das Haushaltsgesetz für das nächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet 
wird, bis zur Verkündung des Haushaltsgesetzes  
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
§ 18 LHO (Drs. 5/2616) 

 
Kreditermächtigungen 

 
(1) Der Haushaltsplan ist ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Ausnahmen sind 
nur unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 zulässig. 
 
(2) Der Haushaltsausgleich durch Aufnahme von Krediten ist in folgenden Fällen zulässig: 
1. Bei einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung, die die 
Finanzlage des Landes nicht nur unerheblich beeinträchtigt, bis zum Ausgleich der 
konjunkturell bedingten Einnahmeausfälle. 
2. Bei Naturkatastrophen oder in außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle 
des Staates entziehen und die Finanzlage des Landes erheblich beeinträchtigen. 
 
(3) Die nach Absatz 2 aufgenommenen Kredite sind unter Berücksichtigung der 
konjunkturellen Entwicklung innerhalb eines angemessenen Zeitraumes zurückzuführen. 
Umschuldungen gelten nicht als Tilgung im Sinne dieses Absatzes. Die Tilgung hat in dem 
ersten Haushaltsjahr zu beginnen, in dem der Haushaltsplan ohne Einnahmen aus Krediten 
ausgeglichen werden kann, spätestens jedoch im vierten auf die Kreditaufnahme folgenden 
Jahr. Der dem Land verbleibende Anteil an konjunkturbedingten Steuermehreinnahmen 
ist insbesondere zur zusätzlichen Tilgung der nach Absatz 2 aufgenommenen Kredite zu 
verwenden. Die Rückführung der Kredite ist in einem Tilgungsplan festzulegen, von dem 
zulasten einer zeitnahen Tilgung nur abgewichen werden darf, wenn die Finanzlage des 
Landes durch einen der in Absatz 2 genannten oder sonstige schwerwiegende Umstände 
erheblich beeinträchtigt wird. Der Tilgungsplan sowie Abweichungen hiervon zulasten 
einer zeitnahen Tilgung bedürfen der Zustimmung des Landtages. 
 
(4) Ungeachtet der Regelung des Absatzes 3 sind die Haushalte so aufzustellen, dass die 
Verschuldung am Kreditmarkt stetig sinkt. Unter besonderer Berücksichtigung der 
Gesamtverschuldung und des Entschuldungskonzeptes der mittelfristigen Finanzplanung 
gemäß § 31 Abs. 2 sollen möglichst regelmäßige Tilgungsbeiträge festgesetzt werden, 
soweit dem nicht in Absatz 2 genannte oder sonstige schwerwiegende Umstände 
entgegenstehen. 
 
(5) Die Landesregierung hat dem Landtag jährlich über die Tilgung nach den Absätzen 3 
und 4 zu berichten. In dem Bericht ist dazulegen, welche Maßnahmen die Landesregierung 
zur Einhaltung der vorgesehenen Tilgung ergriffen hat. Die Gründe einer Abweichung sind 
zu erläutern. 
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§ 31 LHO geltende Fassung 
 

Finanzplanung, Berichterstattung zur Finanzwirtschaft 
 

(1) Das Ministerium der Finanzen stellt entsprechend §§ 9, 10 und 14 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft sowie §§ 50 bis 52 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes eine fünfjährige Finanzplanung auf. Es kann hierzu von den 
zuständigen Stellen Unterlagen anfordern. 
 
(2) Der Finanzplan wird von der Landesregierung beschlossen und anschließend dem 
Landtag und dem Landesrechnungshof zugeleitet. 
 
(3) Das Ministerium der Finanzen unterrichtet im Zusammenhang mit der Vorlage des 
Entwurfs des Haushaltsplans sowie des Finanzplans den Landtag über den Stand und über 
die voraussichtliche Entwicklung der Finanzwirtschaft des Landes 
 
 
 
 
 
 
 

(6) Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welcher Höhe das Ministerium der Finanzen 
Kredite aufnehmen darf 
1. zur Deckung von Ausgaben, 
2. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft 
(Kassenverstärkungskredite). Soweit diese Kredite zurückgezahlt sind, kann die  
 
Ermächtigung wiederholt in Anspruch genommen werden. Kassenverstärkungskredite 
dürfen nicht später als sechs Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres, für das sie 
aufgenommen worden sind, fällig werden. 
 
(7) Die Ermächtigungen nach Absatz 6 Nr. 1 gelten bis zum Ende des nächsten 
Haushaltsjahres und, wenn das Haushaltsgesetz für das zweitnächste Haushaltsjahr nicht 
rechtzeitig verkündet wird, bis zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes. Die 
Ermächtigungen nach Absatz 6 Nr. 2 gelten bis zum Ende des laufenden Haushaltsjahres 
und, wenn das Haushaltsgesetz für das nächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet 
wird, bis zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes.“ 
 
 
 
 

§ 31LHO (Drs. 5/2616) 
 

Finanzplanung, Berichterstattung zur Finanzwirtschaft 
 

(1) Das Ministerium der Finanzen stellt entsprechend §§ 9, 10 und 14 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft sowie §§ 50 bis 52 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes eine fünfjährige Finanzplanung auf. Es kann hierzu von den 
zuständigen Stellen Unterlagen anfordern. 
 
(2) Neben den sich aus Absatz 1 ergebenden Anforderungen ist in den Finanzplan 
ein Tilgungskonzept zur kontinuierlichen Rückführung des Schuldenstandes 
des Landes aufzunehmen. Dabei ist mindestens ein Zeitraum von zehn Jahren darzustellen. 
 
(3) Der Finanzplan wird von der Landesregierung beschlossen und anschließend dem 
Landtag und dem Landesrechnungshof zugeleitet. 
 
(4) Das Ministerium der Finanzen unterrichtet im Zusammenhang mit der Vorlage des 
Entwurfs des Haushaltsplans sowie des Finanzplans den Landtag über den Stand und über 
die voraussichtliche Entwicklung der Finanzwirtschaft des Landes. 
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§ 18 LHO geltende Fassung 

 
Kreditermächtigungen 

 
(1) Einnahmen aus Krediten dürfen nur bis zur Höhe der Summe der Ausgaben für 
Investitionen in den Haushaltsplan eingestellt werden. Ausnahmen sind nur zulässig zur 
Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts. In diesen Fällen ist im 
Gesetzgebungsverfahren zur Feststellung des Haushaltsplans insbesondere darzulegen, daß 

1. das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ernsthaft und nachhaltig gestört ist oder 
eine solche Störung unmittelbar bevorsteht, 

2. die erhöhte Kreditaufnahme dazu bestimmt und geeignet ist, die Störung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts abzuwehren. 
 

(2) Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welcher Höhe das Ministerium der Finanzen 
Kredite aufnehmen darf 

1. zur Deckung von Ausgaben, 
2. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft 

(Kassenverstärkungskredite). Soweit diese Kredite zurückgezahlt sind, kann die 
Ermächtigung wiederholt in Anspruch genommen werden. 
Kassenverstärkungskredite dürfen nicht später als sechs Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres, für das sie aufgenommen worden sind, fällig werden. 
 

(3) Die Ermächtigungen nach Absatz 2 Nr. 1 gelten bis zum Ende des nächsten 
Haushaltsjahres und, wenn das Haushaltsgesetz für das zweitnächste Haushaltsjahr nicht 
rechtzeitig verkündet wird, bis zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes. Die 
Ermächtigungen nach Absatz 2 Nr. 2 gelten bis zum Ende des laufenden Haushaltsjahres 
und, wenn das Haushaltsgesetz für das nächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet 
wird, bis zur Verkündung des Haushaltsgesetzes  
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
§ 18 LHO (Drs. 5/2616) 

 
Kreditermächtigungen 

 
(1) Der Haushaltsplan ist ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. Ausnahmen sind 
nur unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 zulässig. 
 
(2) Der Haushaltsausgleich durch Aufnahme von Krediten ist in folgenden Fällen zulässig: 
1. Bei einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung, die die 
Finanzlage des Landes nicht nur unerheblich beeinträchtigt, bis zum Ausgleich der 
konjunkturell bedingten Einnahmeausfälle. 
2. Bei Naturkatastrophen oder in außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle 
des Staates entziehen und die Finanzlage des Landes erheblich beeinträchtigen. 
 
(3) Die nach Absatz 2 aufgenommenen Kredite sind unter Berücksichtigung der 
konjunkturellen Entwicklung innerhalb eines angemessenen Zeitraumes zurückzuführen. 
Umschuldungen gelten nicht als Tilgung im Sinne dieses Absatzes. Die Tilgung hat in dem 
ersten Haushaltsjahr zu beginnen, in dem der Haushaltsplan ohne Einnahmen aus Krediten 
ausgeglichen werden kann, spätestens jedoch im vierten auf die Kreditaufnahme folgenden 
Jahr. Der dem Land verbleibende Anteil an konjunkturbedingten Steuermehreinnahmen 
ist insbesondere zur zusätzlichen Tilgung der nach Absatz 2 aufgenommenen Kredite zu 
verwenden. Die Rückführung der Kredite ist in einem Tilgungsplan festzulegen, von dem 
zulasten einer zeitnahen Tilgung nur abgewichen werden darf, wenn die Finanzlage des 
Landes durch einen der in Absatz 2 genannten oder sonstige schwerwiegende Umstände 
erheblich beeinträchtigt wird. Der Tilgungsplan sowie Abweichungen hiervon zulasten 
einer zeitnahen Tilgung bedürfen der Zustimmung des Landtages. 
 
(4) Ungeachtet der Regelung des Absatzes 3 sind die Haushalte so aufzustellen, dass die 
Verschuldung am Kreditmarkt stetig sinkt. Unter besonderer Berücksichtigung der 
Gesamtverschuldung und des Entschuldungskonzeptes der mittelfristigen Finanzplanung 
gemäß § 31 Abs. 2 sollen möglichst regelmäßige Tilgungsbeiträge festgesetzt werden, 
soweit dem nicht in Absatz 2 genannte oder sonstige schwerwiegende Umstände 
entgegenstehen. 
 
(5) Die Landesregierung hat dem Landtag jährlich über die Tilgung nach den Absätzen 3 
und 4 zu berichten. In dem Bericht ist dazulegen, welche Maßnahmen die Landesregierung 
zur Einhaltung der vorgesehenen Tilgung ergriffen hat. Die Gründe einer Abweichung sind 
zu erläutern. 
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§ 31 LHO geltende Fassung 
 

Finanzplanung, Berichterstattung zur Finanzwirtschaft 
 

(1) Das Ministerium der Finanzen stellt entsprechend §§ 9, 10 und 14 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft sowie §§ 50 bis 52 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes eine fünfjährige Finanzplanung auf. Es kann hierzu von den 
zuständigen Stellen Unterlagen anfordern. 
 
(2) Der Finanzplan wird von der Landesregierung beschlossen und anschließend dem 
Landtag und dem Landesrechnungshof zugeleitet. 
 
(3) Das Ministerium der Finanzen unterrichtet im Zusammenhang mit der Vorlage des 
Entwurfs des Haushaltsplans sowie des Finanzplans den Landtag über den Stand und über 
die voraussichtliche Entwicklung der Finanzwirtschaft des Landes 
 
 
 
 
 
 
 

(6) Das Haushaltsgesetz bestimmt, bis zu welcher Höhe das Ministerium der Finanzen 
Kredite aufnehmen darf 
1. zur Deckung von Ausgaben, 
2. zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft 
(Kassenverstärkungskredite). Soweit diese Kredite zurückgezahlt sind, kann die  
 
Ermächtigung wiederholt in Anspruch genommen werden. Kassenverstärkungskredite 
dürfen nicht später als sechs Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres, für das sie 
aufgenommen worden sind, fällig werden. 
 
(7) Die Ermächtigungen nach Absatz 6 Nr. 1 gelten bis zum Ende des nächsten 
Haushaltsjahres und, wenn das Haushaltsgesetz für das zweitnächste Haushaltsjahr nicht 
rechtzeitig verkündet wird, bis zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes. Die 
Ermächtigungen nach Absatz 6 Nr. 2 gelten bis zum Ende des laufenden Haushaltsjahres 
und, wenn das Haushaltsgesetz für das nächste Haushaltsjahr nicht rechtzeitig verkündet 
wird, bis zur Verkündung dieses Haushaltsgesetzes.“ 
 
 
 
 

§ 31LHO (Drs. 5/2616) 
 

Finanzplanung, Berichterstattung zur Finanzwirtschaft 
 

(1) Das Ministerium der Finanzen stellt entsprechend §§ 9, 10 und 14 des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft sowie §§ 50 bis 52 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes eine fünfjährige Finanzplanung auf. Es kann hierzu von den 
zuständigen Stellen Unterlagen anfordern. 
 
(2) Neben den sich aus Absatz 1 ergebenden Anforderungen ist in den Finanzplan 
ein Tilgungskonzept zur kontinuierlichen Rückführung des Schuldenstandes 
des Landes aufzunehmen. Dabei ist mindestens ein Zeitraum von zehn Jahren darzustellen. 
 
(3) Der Finanzplan wird von der Landesregierung beschlossen und anschließend dem 
Landtag und dem Landesrechnungshof zugeleitet. 
 
(4) Das Ministerium der Finanzen unterrichtet im Zusammenhang mit der Vorlage des 
Entwurfs des Haushaltsplans sowie des Finanzplans den Landtag über den Stand und über 
die voraussichtliche Entwicklung der Finanzwirtschaft des Landes. 
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